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total enterprises. They contribute 60% to China’s indus­

trial gross Output and 40% to industrial profits. They are 

creating 75% of employment opportunities in urban are- 

as. They account for 60% of exports.“2 Die Xinhua News 

Agency veröffentlichte dieselben Zahlen Ende 2000:

Tabelle 1: Indikatoren mittelständischer Unter­

nehmen in China im Jahre 2000

Zahl der Mittelstandsunternehmen in

China 39,8 Mio.

Mittelstandsunternehmen mit Mitarbei­

tern von über 8 Personen 10,0 Mio.

Anteil an der Gesamtsteuerabgabe der 

Unternehmen 40%

Anteil am Produktionswert 60%

Anteil an der Gesamtunternehmenszahl 99%

Anteil an der Beschäftigung 75%

Anteil am Umsatz 60%

Anteil an den Exporten 60%

Quelle: Xinhua News Agency, 26.11.2000, (http://www.chma- 

taxi.de, Bericht vom 12.12.2000.)

Diese Indikatoren übertreffen teilweise sogar die ent­

sprechenden Kennzahlen für einige Industrieländer, so 

dass man geneigt sein könnte, China als eine stark mit­

telständisch geprägte Volkswirtschaft zu bezeichnen. Um 

diese Aussagen zu überprüfen, erfolgt ein Rückgriff auf 

die theoretischen Grundlagen zu den KMU. Es wird da­

her zunächst den folgenden Fragen nachgegangen:

1. Was sind KMU bzw. wie wird der Begriff Mittelstand 

in der betriebswirtschaftlichen Literatur definiert?

2. Wie kann man den „Mittelstandsgrad“ einer Volks­

wirtschaft messen? Welche Definitionen und Kenn­

zahlen gibt es?

Alle wichtigen Industrieländer zeichnen sich heutzutage 

durch eine bedeutende mittelständische Basis aus. Ne­

ben den multinationalen Konzernen, die sowohl in den 

Medien als auch in der wirtschaftswissenschaftlichen Li­

teratur besondere Aufmerksamkeit finden, existieren eine 

Vielzahl von innovativen und wettbewerbsfähigen kleinen 

und mittleren Unternehmen (KMU), die einen entschei­

denden Beitrag zur Beschäftigung und zum BIP leisten. 

Dies trifft im Wesentlichen für alle europäischen Industrie­

länder, für Japan und für die USA zu. Aber auch in vielen 

Schwellenländern gibt es einen starken und wettbewerbs­

fähigen Mittelstand. Bestes Beispiel hierfür ist Taiwan, 

das zuweilen auch als Königreich der kleinen und mitt­

leren Betriebe bezeichnet wird. In kaum einem anderem 

fortgeschrittenen Land der. Welt ist die mittelständische 

Struktur so ausgeprägt wie in Taiwan.1 Auch über die VR 

China ist oft zu lesen, dass KMU eine entscheidende Un­

ternehmensform seien, so z.B. in einer Rede des Vorsitzen­

den der 1998 gegründeten Behörde für kleine und mittlere 

Unternehmen, Wei Dong: „There are over 10 million small 

and medium-sized enterprises registered in China, 99% of

Vgl. Hong, Wontack, „Engine of export-oriented catching-up: 

Small firms versus big conglomerates“, in: International Economic 

Journal, Vol.14 (2000), Nr.2, S.161-163.

1 Die Definition von KMU

Die Definition von KMU zielt darauf ab, KMU von 

Großunternehmen abzugrenzen. In der betriebswirtschaft­

lichen Literatur haben sich zwei Abgrenzungskriterien 

herauskristallisiert, die jedoch nicht als konkurrierende 

Ansätze zu verstehen sind:

1.1 Quantitative Abgrenzungskriterien

Die quantitative Abgrenzung orientiert sich - und dies 

weltweit recht einheitlich - an den folgenden Kriterien:

- Beschäftigtenzahl,

- Umsatz,

- Bilanzsumme.

Daraus ergibt sich jedoch noch keine allgemein ver­

bindliche Abgrenzung für KMU. Diese gibt es weder in­

nerhalb der EU noch innerhalb der einzelnen europäischen 

Länder. So können Abgrenzungen je nach ihrem Verwen­

dungszweck schwanken: Für eine mittelstandsorientierte

Vgl. Odajima, Yoshiyuki, „Policy for small and medium-scale 

industries in China“, in: China Newsletter, No.142 (1999), S.3-4.

http://www.chma-taxi.de
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Förderungspolitik werden andere Ober- und Untergren­

zen verwendet als für statistische Zwecke oder für die Re­

gelungen bezüglich der Rechnungslegung.3 In der EU gel­

ten Unternehmen als KMU (und sind dementsprechend 

förderungswürdig), wenn sie

- weniger als 250 Beschäftigte haben und

- weniger als 40 Mio. Ecu Umsatz erzielen oder

- eine Bilanzsumme von weniger als 27 Mio. Ecu auf­

weisen.4

Für statistische Zwecke verwenden die EU wie auch die 

meisten nationalen und internationalen Statistiken ein­

zig das Kriterium Beschäftigtenzahl.5 In Deutschland gel­

ten nach den Kriterien des Bundesministeriums für Wirt­

schaft und dem Institut für Mittelstandsforschung Unter­

nehmen bis 500 Beschäftigte als KMU. Diese Obergren­

ze hatte bis 1996 auch die EU verwendet.6 In den USA, 

Frankreich und Großbritannien gelten ebenfalls Ober­

grenzen von 500, in Japan hingegen von nur 300 Beschäf­

tigten.7 Die am häufigsten in der Literatur anzutreffende 

Obergrenze liegt jedoch bei 500 Beschäftigten. So wird 

auch von der OECD folgende Kategorisierung vorgenom­

men:

- 1-4 Beschäftigte: Mikro-Unternehmen,

- 5-19 Beschäftigte: sehr kleine Unternehmen,

- 20-99 Beschäftigte: kleine Unternehmen,

- 100-500 Beschäftigte: mittlere Unternehmen.8

Für den vorliegenden Beitrag soll ebenfalls eine Ober­

grenze von 500 Beschäftigten als alleiniges quantitatives 

Abgrenzungskriterium benutzt werden. Die Vorteile der 

Verwendung quantitativer Abgrenzungskriterien liegen in 

der Einfachheit der Erfassbarkeit, der guten Vergleichbar­

keit und der objektiven Nachweisbarkeit bzw. Abgrenz- 

barkeit. Jedoch täuschen die Grenzwerte nur eine kla­

re Trennschärfe vor. Beim Übergang von 500 auf 550 

Beschäftigte wird ein KMU kaum seinen mittelständi­

schen Charakter verlieren.9 Ebenso wird ein Familien­

unternehmen mit 1.200 Mitarbeitern stärkere Ähnlich­

keiten zu einem KMU mit 200 Mitarbeitern als zu ei­

nem globalen Konzern wie Daimler-Chrysler aufweisen. 

So wurde beispielsweise Tyll Necker als „geschäftsführen­

der Gesellschafter eines erfolgreichen mittelständischen 

Unternehmens“ bezeichnet, obwohl dieses Unternehmen 

1993 mit 1.500 Mitarbeitern 290 Mio. DM umsetzte. Tho­

mas Bentz, persönlich haftender Gesellschafter der Melit­

ta KG, spricht von seinem Unternehmen als „mittelstän­

dischem Hersteller“, obwohl diese Unternehmensgruppe 

3Vgl. Mugler, Josef, „Betriebswirtschaftslehre der Klein- und Mit­

telbetriebe“, 3. Aufl. Wien 1998, S.30-33.

4Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Empfeh­

lung vom 3. April 1996.

5Vgl. Pichler, Johann u.a. (Hrsg.), „Management in KMU. Die 

Führung von Klein- und Mittelunternehmen“, 2. Aufl. Bern u.a. 

1997, S.13.

6Vgl. Schmitt, Eckart, „Strategien mittelständischer Welt- und 

Europamarktführer“, Wiesbaden 1997 (Diss.), S.26; Weber, Petra, 

„Internationalisierungsstrategien mittelständischer Unternehmen“, 

Wiesbaden 1997 (Diss. 1996), S.7.

7Vgl. OECD, „Globalisation and small and medium enterprises 

(SMEs)“, Vol.2, Contry studies, Paris 1997.

8Vgl. OECD, „Globalisation and small and medium enterprises 

(SMEs)“, Vol.l, Synthesis report, Paris 1997, S.21.

9Vgl. Weber (1997), a.a.O., S.8-9.

1995 2 Mrd. DM Umsatz anpeilte. Graf von Faber-Castell 

bezeichnet sein Unternehmen mit 4.000 Mitarbeitern als 

Mittelbetrieb“.10 * Zudem ist das Operieren mit einer fes­

ten Obergrenze für alle Branchen und Länder zu undif­

ferenziert: Ein Maschinenbauhersteller mit 400 Mitarbei­

tern tendiert schon zu einem Großbetrieb innerhalb sei­

ner Branche. Ein Automobilhersteller mit 2.000 Mitarbei­

tern ist hingegen ein Kleinbetrieb im Vergleich zu seinen 

Konkurrenten. Die Einteilung in KMU bzw. Großbetrie­

be muss also immer vor dem Hintergrund der Branche 

bzw. der Wettbewerber erfolgen.11 Ebenso sind sektora­

le Unterschiede zu beachten. Dies geschieht bereits bei 

einigen quantitativen Abgrenzungen. In Japan beispiels­

weise gilt für Industriebetriebe eine Obergrenze von 300 

Mitarbeitern, für Groß- und Einzelhandelsbetriebe ist die 

Obergrenze jedoch auf 100 bzw. 50 Beschäftigte herabge­

setzt.12

1.2 Qualitative Abgrenzungskriterien

Aus der Kritik an der rein quantitativen Betrachtung wer­

den in der überwiegenden Zahl der betriebswirtschaftli­

chen Literatur qualitative Abgrenzungskriterien in Ergän­

zung zu den quantitativen hinzugezogen. Dabei wird ver­

sucht, bestimmte Merkmale herauszuarbeiten, die KMU 

von Großunternehmen unterscheiden. Das bedeutet, dass 

KMU nicht als zu klein geratene Unternehmen zu ver­

stehen sind, die im Prinzip wie ein großes Unternehmen 

funktionieren, sondern dass in einem KMU bestimmte Be­

dingungen herrschen, die in einem Großkonzern nicht vor­

zufinden sind.

Die qualitative Abgrenzung konzentriert sich eben­

so wie die quantitative nicht auf ein einziges Merkmal, 

sondern operiert mit ganzen Merkmalskatalogen. Von ei­

nem KMU wird dann gesprochen, wenn ein bestimmtes 

Mindestmaß an Merkmalen gegeben ist. Die wichtigsten 

Merkmale sind:

- Die Selbständigkeit bzw. Unabhängigkeit des Unter­

nehmens. Dieses Kriterium wurde auch in den Bestim­

mungen der EU von 1996 zu den quantitativen Merk­

malen hinzugefügt. Danach gelten Unternehmen als 

unabhängig, deren Kapital bzw. Anteile zu weniger 

als 25% im Besitz von Unternehmen sind, die nicht 

die Kriterien eines KMU erfüllen.13

- Die zentrale Stellung des Unternehmers in der Unter­

nehmung. Der Unternehmer prägt mit seiner Persön­

lichkeit den Betrieb. Dies setzt im Unterschied zu den 

meisten Großunternehmen die Einheit von Leitung 

und Eigentum voraus. „Diese Personalunion ist wohl 

eines der charakteristischsten Merkmale von Klein- 

und Mittelunternehmen“.14 Diese Voraussetzung ist 

in allen wichtigen Werken der deutschen ,europäischen 

und amerikanischen Literatur zu finden.15 „[Aus dieser

10Vgl. Schmitt (1997), a.a.O., S.36-37.

HVgl. Bridge, Simon u.a., „Understanding enterprise, entrepre­

neurship and small business“, Houndsmill 1998, S.103.

12Vgl. Mugler (1998), a.a.O., S.36.

13Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften (1996), 

a.a.O.

14Pichler u.a. (1997), a.a.O., S.12.

15Vgl. Bamberger, Ingolf u.a., „Ursachen und Verläufe von Inter­

nationalisierungsentscheidungen mittelständischer Unternehmen“,
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Einheit resultieren] Vorteile, die bei einer Trennung 

dieser Funktionen wieder verloren gehen.“16 Durch die 

Selbständigkeit und die Einheit von Eigentum und 

Leitung kommt es folglich zu einer extremen Zentra­

lisierung des Managements eines KMU, welche in die­

sem Ausmaß kaum von einem Konzern erreicht wer­

den kann.

Neben diesen beiden, oft als konstitutiv bezeichneten 

Merkmalen, existieren noch unzählige weitere Merkmale, 

die jedoch kaum zur Ergänzung der quantitativen Merk­

male nötig sind, da sie eher ein Resultat der Kleinheit von 

KMU sind und mit ihr Hand in Hand gehen, beispielswei­

se:

- Ein niedriger Organisationsgrad mit wenigen Füh­

rungsebenen. Neben dem Unternehmer selbst gibt es 

meistens nur noch eine weitere Führungsebene.

- Ein kaum formalisiertes Informations- und Kommu­

nikationssystem, d.h. der Unternehmer verfügt über 

ein Netz von persönlichen Kontakten zu Kunden und 

Lieferanten; die Kommunikation zwischen der Unter­

nehmensleitung und den Mitarbeitern ist eng und in­

formell.

- Die Ressourcen des Unternehmens sind sowohl in 

finanzieller als auch personeller Hinsicht gegenüber 

Großunternehmen beschränkt.17

- Ein geringer Marktanteil wird oft in der Literatur ge­

nannt, muss aber nicht unbedingt Voraussetzung sein. 

Ein Unternehmen kann trotz geringer Umsätze in ei­

ner extrem kleinen Produktnische Marktführer sein.18

Diese Merkmale heben demnach typische Eigenschaf­

ten eines mittelständischen Unternehmens hervor, die sie 

von einem Großunternehmen unterscheiden. Daraus re­

sultieren für KMU bestimmte Stärken und Schwächen, 

die ihre Wettbewerbsposition im Vergleich zu den mul­

tinationalen Konzernen festlegen. Die Bestimmung und 

Analyse dieser Stärken und Schwächen nimmt in der Li­

teratur zu den KMU einen breiten Raum ein, bei deren 

Studium deutlich wird, weshalb eine qualitative Abgren­

zung wichtig ist: Während Großunternehmen aufgrund ih­

rer besseren Ressourcenausstattung und größeren Markt­

anteile über eindeutige Größenvorteile verfügen, die sich 

Essen 1995, S.6; Bifulco, Francesco, „Entrepreneurial behaviour in 

the international development of small firms“, in: Donckels, Rik 

(Hrsg.): Entrepreneurship and SME research. On its way to the next 

millenium, Aldershot u.a. 1997, S.154; Brauchlin, Emil, „KMU als 

Gegenstand der Forschung und Lehre“, in: Brauchlin u.a. (Hrsg.), 

Unternehmer und Unternehmensperspektiven für Klein- und Mit­

telunternehmen, Berlin 2000, S.689; Bridge u.a. (1998), a.a.O., 

S.104; Bussiek, Jürgen, Anwendungsorientierte Betriebswirtschafts­

lehre für Klein- und Mittelunternehmen, 2.Aufl. München u.a. 1996, 

S.18; Julien, Pierre-Andre, The state of the art in small business and 

entrepreneurship, Aldershot u.a. 1998, S.15; Mugler (1998), a.a.O., 

S.20; Nöcker, Ralf, „Klein- und Mittelunternehmen (KMU) aus be­

triebswirtschaftlicher Sicht“, in: Frese, Michael (Hrsg.), Erfolgreiche 

Unternehmensgründer, Göttingen u.a. 1998, S.36; Schmitt (1997), 

a.a.O., S.38; Weber (1996), a.a.O., S.10.

16Pichler u.a. (1997), a.a.O., S.12.

17Vgl. Bamberger (1995), a.a.O., S.5; Julien, Pierre-Andre (1998), 

S.15-16; Mugler (1998), a.a.O., S.20; Schmitt (1997), a.a.O., S.38.

18Vgl. Simon, Herrman, „Elemente der Erfolgsstrategien unbe­

kannter Weltmarktführer“, in: Beiz, Christian (Hrsg.), Suchfelder 

für innovatives Marketing. Kompetenz für Marketing-Innovation, 

Schrift 1, St. Gallen 1997, S.101-113.

sowohl in der Produktion als auch bei Beschaffung und 

Absatz niederschlagen, liegt der Wettbewerbsvorteil von 

KMU vor allem in ihrer Flexibilität. Dabei kann sich Fle­

xibilität sowohl zeitpunktbezogen, z.B. durch Eingehen 

auf unterschiedliche Kundenwünsche, als auch im Zeit­

verlauf, z.B. durch eine schnelle Anpassung an qualitative 

Veränderungen der Nachfrage bzw. quantitative Nachfra­

geschwankungen, ausdrücken.19

Die Quelle dieses Wettbewerbsvorteils liegt einerseits 

in den unterschiedlichen Produktionstechniken, die in 

KMU und Großunternehmen zum Einsatz kommen - 

Konzerne bauen große Kapazitäten auf, um durch Mas­

senproduktion die Stückkosten zu senken, während KMU 

auf flexible Produktionstechniken und Qualitätswettbe­

werb setzen andererseits in den unterschiedlichen Or­

ganisationsstrukturen begründet: Während in KMU ei­

ne wenig strukturierte, überschaubare und stark zentra­

lisierte Managementstruktur vorzufinden ist, durch die 

Entscheidungen schnell umgesetzt werden können, existie­

ren in Großunternehmen vielschichtige Managementebe­

nen, lange Informationswege und Kompetenzüberschnei­

dungen. Wichtige Entscheidungen können erst nach Ab­

gleich der verschiedenen Interessengruppen innerhalb des 

Unternehmens getroffen werden. In einer Aktiengesell­

schaft sind dies Vorstand, Aufsichtsrat, Betriebsrat so­

wie die Hauptaktionäre. Der Vorstandsvorsitzende ist al­

so mit weitaus weniger Machtbefugnissen ausgestattet als 

der mittelständische Unternehmer.20

Des Weiteren besitzen KMU aufgrund ihrer Organisa­

tionsstruktur nicht nur Vorteile bei Produktion und Ab­

satz, sondern auch bei der Innovationstätigkeit. Während 

seit Schumpeter und bis in die 80er Jahre hinein davon 

ausgegangen wurde, dass große Unternehmen aufgrund 

ihrer immensen finanziellen und personellen Ressourcen 

mehr in F&E investieren können und Innovationen auf­

grund ihrer Marktmacht besser und schneller vermark­

ten können, hat sich seit den 80er Jahren die Meinung 

durchgesetzt, dass KMU sehr wohl auf dem Gebiet der 

Innovationen Vorteile gegenüber Großunternehmen besit­

zen. Während nämlich Letztere über eindeutige materielle 

Vorteile verfügen, können Erstere organisatorische Vortei­

le ins Feld führen.21

Schließlich ist der Innovationsprozess ein kreativer 

Prozess, der Freiraum und Fehlertoleranz sowie Mut zur 

Zerstörung alter Techniken und Praktiken erfordert. Ein 

solcher Prozess kann schlecht in einem starken bürokrati­

schen Umfeld gedeihen: Die Entscheidung für eine Inno­

vation muss zunächst durch mehrere hierarchische Instan­

zen geschleust werden, wo aus Risikoaversion viele Pro-

19Vgl. Daschmann, H.-A., Erfolgsfaktoren mittelständischer Un­

ternehmen, Stuttgart 1994, S.63; Schneeweiß, C., Kühn, M., „Zur 

Definition und gegenseitigen Abgenzung der Begriffe Flexibilität, 

Elastizität und Robustheit“, in: Zeitschrift für betriebswirtschaftli­

che Forschung, Vol.42 (1990), S.378ff.

20Vgl. Brodbeck, Harald, „Erfolgsfaktoren in Kleinunternehmen 

(KU)“, in: IO Management, (1998), Nr.6, S.79; Fichtel, Roland, 

Technologietransfer für Klein- und Mittelbetriebe, Wiesbaden 1997 

(Diss. 1994), S.70-71; Voss, Chris u.a., „Made in Europe: Small Com­

panies“, in: Business Strategy Review, Vol.9 (1998), Nr.4, S.7-9.

21Vgl. Heunks, Felix, „Innovation, creativity and success“, in: 

Small Business Economics, Vol.10 (1998), Nr.3, S.265; Cosh, Andy 

u.a., „Innovation in UK SMEs“, in: Acs, Zoltan u.a. (Hrsg.), Entre­

preneurship, small and medium-sized enterprises and the macro- 

economy, Cambridge 1999, S.332.
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jekte scheitern. Diese Ergebnisse stimmen mit Untersu­

chungen überein, die bereits in den 60er und 70er Jahren 

über Regressionsansätze festzustellen versuchten, inwie­

weit die Innovationsfähigkeit einer bestimmten Organi­

sation mit Strukturgrößen der Aufbauorganisation korre­

liert. Die Untersuchungen kamen zu dem Ergebnis, dass 

mit zunehmendem Grad formaler Strukturen die Innova­

tionsfähigkeit abnimmt.22 Auch neuere Untersuchungen 

kommen zu dem Ergebnis, dass eine geringe Standardi­

sierung und Formalisierung der Aufgabe sowie eine of­

fene und durchlässige Kommunikationsstruktur innovati­

onsfördernd wirken.23

Aus der Hinzuziehung qualitativer Abgrenzungskri­

terien ist deutlich geworden, dass unternehmergeführte 

KMU über spezifische Organisationsstrukturen verfügen, 

die ihnen Vorteile verschaffen, über die Großunternehmen, 

aber auch abhängige, managergeführte KMU nicht verfü­

gen. Qualitative Kriterien wie die Selbständigkeit und die 

zentrale Stellung des Unternehmers sind daher wesent­

liche Unterscheidungsmerkmale zu Großunternehmen. In 

der folgenden Untersuchung sollen diese beiden Kriterien 

daher mit berücksichtigt werden.

2 Bestimmung der „Mittelständig­

keit“ einer Volkswirtschaft

Als Nächstes ist zu fragen, auf welche Weise gemessen 

wird, wie mittelständisch eine Volkswirtschaft ist. In der 

Regel werden die folgenden Indikatoren verwendet:

- Anteil der KMU an der Gesamtzahl aller Unterneh­

men,

- Anteil der KMU an der Gesamtbeschäftigung,

- Anteil der KMU am Bruttoinlandsprodukt.

Eine systematische Anwendung dieser Indikatoren 

bzw. eine einheitliche Messung zur „Mittelständigkeit“ ei­

ner Volkswirtschaft gibt es allerdings nicht. Ebenso wenig 

existieren bestimmte Ober- oder Untergrenzen für diese 

Indikatoren. Vielmehr werden meistens zwei oder drei In­

dikatoren verwendet, und bei komparativen, internatio­

nalen Vergleichen wird meist nur eine Aussage derart ge­

troffen, dass ein bestimmtes Land stärker mittelständisch 

geprägt ist als ein anderes. Bestimmte Abstufungen oder 

Kategorien existieren hier ebenfalls nicht. Daher sollen 

zunächst die Indikatoren für die wichtigsten Industrielän­

der sowie einige Schwellenländer vorgestellt werden: Was 

den ersten Indikator, den Anteil der KMU an der Gesamt­

zahl der Unternehmen, betrifft, so zeigt sich, dass dieser 

Indikator zwar wichtig, aber weniger geeignet für einen 

Ländervergleich ist, da hier nur minimale Abweichungen 

vorkommen. Wie die Tabelle 2 zeigt, weisen alle betrach­

teten Länder einen KMU-Anteil von über 99% an den 

Gesamtunternehmen auf.

22Vgl. Leder, M., Jnnovationsmanagement“, in: Zeitschrift für 

Betriebswirtschaft, (1989) Ergänzungsheft 1, S.lff.

23Vgl. Carrier, Camille, Jntrapreneurship in small businesses“, in: 

Entrepreneurship Theory and Practice, Vol.21 (1996), Nr.l, S.10-11; 

Ladwig, Desiree, F&E-Kooperation im Mittelstand, Wiesbaden 1996 

(Diss. 1995), S.48.

Quelle: OECD, Globalisation and small and medium enter- 

prises (SMEs), Vol. 1, Synthesis report, Paris 1997, S.17.

Tabelle 2: Anteil der KMU an der Gesamtun­

ternehmenszahl ausgewählter Länder (Angaben 

für 1991-93)

Land Anteil in %

Deutschland 99,7

Frankreich 99,9

Großbritannien 99,9

Italien 99,7

Schweiz 99,0

Niederlande 99,8

Japan 99,5

USA 99,7

Portugal 99,0

Griechenland 99,5

Irland 99,2

Weder gibt es signifikante Unterschiede zwischen den 

einzelnen Industrieländern noch existieren Unterschiede 

zwischen den Industrieländern und den Schwellenländern 

Portugal, Irland und Griechenland. Es müssen also noch 

weitere Indikatoren hinzugezogen werden. Ein Vergleich 

der Beiträge der KMU zum Bruttoinlandsprodukt bzw. 

zur Gesamtbeschäftigung lässt deutliche Unterschiede zu 

Tage treten. So ist in Deutschland beispielsweise der An­

teil der KMU an der Beschäftigung fast doppelt so hoch 

wie der KMU-Anteil am BIP (Tabelle 3).

Quelle: OECD, Globalisation and small and medium enter- 

prises (SMEs), Vol. 1, Synthesis report, Paris 1997, S.17.

Tabelle 3: Anteil der KMU am Bruttoinlands­

produkt und an der Beschäftigung ausgewählter 

Länder (Angaben für 1988-92)

Land Anteil an der Be­

schäftigung in %

Anteil am

BIP in %

Deutschland 65,7 34,9

Frankreich 69,0 61,8

Großbritannien 67,2 30,3

Italien 49,0 40,5

Schweiz 79,3 n.a.

Niederlande 57,0 50,0

Japan 73,8 57,0

USA 53,7 48,0

Portugal 79,0 66,0

Griechenland 73,8 27,1

Irland 85,6 40,0

Es ist nun schwierig, anhand dieser Indikatoren einen 

Maßstab für die Mittelständigkeit einer Volkswirtschaft 

zu entwickeln. Es stellt sich insbesondere die Frage der 

Gewichtung der Indikatoren, besonders in Ländern wie 

Deutschland, in denen die Unterschiede zwischen den bei­

den Indikatoren sehr groß sind. Trotzdem lässt sich an­

hand dieser Zahlen eindeutig erkennen, dass beispielswei­

se Japan viel stärker mittelständisch geprägt ist als die 

USA.

Im Folgenden soll am Beispiel der VR China un­

tersucht werden, wie stark ihre Volkswirtschaft mittel­
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ständisch geprägt ist. Als mittelständische Unterneh- 

men/KMU sollen inhabergeführte Unternehmen mit we­

niger als 500 Beschäftigten angesehen werden. Nach der 

Bestimmung ihrer Anzahl soll ihr Beitrag zur Gesamt­

beschäftigung und zum Sozialprodukt ermittelt werden. 

Daraus kann dann eine Aussage über die „Mittelständig- 

keit“ der chinesischen Volkswirtschaft gezogen werden.

3 Kleine und mittlere Unterneh­

men in der VR China

Anhand der 1999 abgeschlossenen Branchendatenermitt­

lung des staatlichen Statistikamtes ergibt sich eine Be­

triebsgrößenstruktur für das Jahr 1995, in der die Klein­

unternehmen mit einer Beschäftigtenzahl von 1-19 sowie 

die mittleren Unternehmen mit 20-99 Arbeitskräften am 

stärksten vertreten sind (Tabelle 4).

Tabelle 4: Unternehmensgrößenstatistik der VR 

China 1995

Beschäftigte Zahl der Unternehmen in %

mikro 1-19 54,1

klein 20-99 33,7

mittel 100-499 10,2

groß >500 2,0

Quelle: Berechnung und Staffelung gemäß den Zahlen des 

Staatlichen Statistikamtes der VR China, Tabellen aus der 

1999 abgeschlossenen umfassenden Branchendatenermittlung 

(http://www. china-taxi.de/Faktbank/faktwirtO4. htm).

Somit lassen sich 98% aller Unternehmen zu der Ka­

tegorie der KMU gemäß der quantitativen Klassifizierung 

rechnen. Das eingangs erwähnte Zitat von 1998 sowie die 

Veröffentlichung der Xinhua News Agency von Ende 2000 

sprechen sogar von 99%. Dies liegt im Rahmen der oben 

erwähnten Daten für Europa, die USA und Japan.

Bevor jedoch weiter die Daten bezüglich Beschäftigung 

und Anteil am Produktionswert analysiert werden, ist zu­

nächst weiter nach den qualitativen Abgrenzungskriteri­

en, insbesondere nach der Selbständigkeit und Unabhän­

gigkeit dieser Unternehmen zu fragen. Inwieweit besitzen 

in diesen Unternehmen der bzw. die Unternehmer eine 

herausragende zentrale Stellung und inwieweit sind Ein­

heit von Eigentum und Leitung gegeben?

Während in den Industrieländern die meisten Unter­

nehmen in privater Hand sind, ist dies in China - auch 

nach über 20 Jahren Reformen - noch nicht der Fall. Es 

gibt verschiedene Möglichkeiten, die chinesischen Unter­

nehmen zu klassifizieren. Die Klassifizierung des staatli­

chen Statistikamtes im Statistischen Jahrbuch für die VR 

China wechselt fast mit jeder neuen Ausgabe. Der dritte 

Nationale Industriezensus für 1995 unterschied beispiels­

weise folgende Arten:

a) Staatseigene Unternehmen (guoyou gongye)

b) Kollektivunternehmen (jiti gongye)

- kollektiveigene Unternehmen im Eigentum von

Kleinstädten und Gemeinden (xian/zhen shu qiye 

bzw. so genannte township enterprises)

- kollektiveigene Unternehmen im Eigentum von 

Dörfern (xiang/cun ban qiye bzw. sog. village en­

terprises)

- gemeinschaftlich von Städten und Kleinstädten 

betriebene Unternehmen (cheng/zhen hezuo jing- 

ying)

- ländliche gemeinschaftlich betriebene Unterneh­

men (nongcun hezuo jingying)

c) Privatunternehmen (siying gongye)

d) Individualunternehmen (geti gongye)

e) Gemeinsam betriebene Unternehmen (Jianying gong­

ye)

f) Kapitalanteilsunternehmen (gufenzhi gongye)

g) Unternehmen mit Auslandskapital und Unternehmen 

mit Kapital aus Hongkong, Macau und Taiwan (wai- 

shang ji Xiang, Ao, Tai touzi gongye)24 *

Für diese Untersuchung empfiehlt es sich, eine etwas 

gröbere Unterteilung vorzunehmen. Wird von der Eigen­

tumsstruktur ausgegangen, so gibt es prinzipiell drei Ar­

ten von Unternehmen in China:

1. Staatsunternehmen,

2. Kollektivunternehmen. Die meisten gehören zu den so 

genannten Township and Village Enterprises (TVEs),

3. Unternehmen im Privateigentum. In der Statistik 

wird zwischen Individual- und Privatunternehmen un­

terschieden. Der Unterschied besteht aber lediglich 

darin, dass Individualunternehmen nur bis zu 7 An­

gestellte haben. Unternehmen mit 8 und mehr Ange­

stellten werden als Privatunternehmen bezeichnet.20

3.1 Staatsunternehmen

Können staatliche Unternehmen mit weniger als 500 Be­

schäftigten als KMU im Sinne der qualitativen Abgren­

zungskriterien bezeichnet werden? Die KMU-Theorie hat 

sich so gut wie nie mit dieser Frage beschäftigt. Sie be­

zieht sich fast ausschließlich auf Unternehmen in markt­

wirtschaftlichen Systemen. Daher sind die Abgrenzungs­

kriterien für die Beantwortung dieser Frage hinzuzuzie­

hen. Demnach müssten staatliche Unternehmen selbstän­

dig sein und die Einheit von Kapital und Leitung vorlie­

gen, um als KMU zu gelten. Die erste Bedingung könnte 

unter Umständen sogar zutreffen. Zunächst sind daher die 

Eigenschaften der chinesischen Staatsunternehmen sowie 

deren Entwicklung im Verlaufe des Reformprozesses zu 

betrachten:

Vor Beginn des Reformprozesses Ende der 70er Jah­

re hatten die chinesischen Staatsunternehmen so gut 

wie keine Autonomie. Die Unternehmen konnten keine 

selbständigen Managemententscheidungen treffen: Pro- 

duktions-, Preissetzungs- und Investitionsentscheidungen 

wurden von den zuständigen Behörden getroffen. Die Löh­

ne der Arbeiter und Angestellten waren festgeschrieben. 

Die einzige Aufgabe des Managements bestand darin, die 

24 The Data of The Third National Industrial Census of the Peo- 

ple’s Republic of China in 1995, Beijing 1997, S.2.

^Ausführlicher dazu: Schmitt, Stefanie, Private Unternehmen im 

Transformationsland China, Frankfurt a.M. u.a. 1999 (Diss.), S.34, 

Bohnet, Armin u.a., Chinas mittelständische Wirtschaft, Gießen 

1994, S.7-9.

taxi.de/Faktbank/faktwirtO4
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vorgeschriebenen Pläne zu erfüllen. Zudem musste der ge­

samte erwirtschaftete Gewinn abgeführt werden. Ebenso 

wurden Verluste vollständig durch die Regierung gedeckt. 

26

Mit den einsetzenden Reformen wurde jedoch nach 

und nach die Autonomie der Staatsbetriebe erhöht: Der 

erste Schritt bestand darin, den Staatsunternehmen zu er­

lauben, einen gewissen Anteil ihres Gewinns für sich ein­

zubehalten. Auf diese Weise sollten Anreize für die Ma­

nager der Staatsbetriebe geschaffen werden, die Effizienz 

und Profitabilität zu erhöhen. Bereits 1979 wurde dieses 

Modell für 6.000 Betriebe versuchsweise eingeführt. 1981 

fand dann der Schritt vom Versuchsstadium zur Einfüh­

rung eines Systems der vertraglich fixierten Gewinnein­

behaltung für eine große Anzahl von Unternehmen statt. 

Bereits Anfang der 80er Jahre konnten 65% aller staatli­

chen Betriebe, die ca. 60% der gesamten Industrieproduk­

tion erwirtschafteten, einen bestimmten, allerdings gerin­

gen Anteil ihres Gewinns einbehalten. Im Rahmen die­

ses Systems wurde ex-ante in individuellen Verhandlun­

gen zwischen den staatlichen Betrieben und ihren vor­

gesetzten Behörden eine fixe abzuführende Summe fest­

gesetzt. Darüber hinausgehende Gewinne waren nur zu 

einem gewissen Teil abzuführen. Im Prinzip handelte es 

sich also um eine zweistufige degressive Einkommenssteu­

er: Bis zu einem gewissen Betrag wurde ein Steuersatz von 

100% festgesetzt, für alle darüber hinausgehenden Beträ­

ge galt dann ein geringerer Grenzsteuersatz. Zwar galten 

für alle Unternehmen die gleichen Grenzsteuersätze, al­

lerdings war die Bemessungsgrundlage aushandelbar. Ein 

geschickt verhandelndes Unternehmen konnte eine beson­

ders niedrige abzuführende Summe durchsetzen, so dass 

der Durchschnittssteuersatz für dieses Unternehmen we­

sentlich geringer war als für ein anderes Unternehmen, 

welches als Ergebnis der Verhandlungen einen wesentlich 

höheren fixen Betrag abzuführen hatte. Unabhängig von 

ihrem Gewinn unterlagen die staatlichen Unternehmen al­

so unterschiedlich hohen Durchschnittssteuersätzen. Die 

Folgen waren, dass sich die Manager wesentlich stärker 

auf die Verhandlungen mit den Behörden, also auf Rent 

seekin^-Prozesse, als auf die Effizienz- und Profitsteige­

rung ihrer Betriebe konzentrierten. Schließlich konnte ein 

Unternehmen seinen einbehaltenen Gewinn viel leichter 

durch geschickte Verhandlungen als durch schmerzliche 

Rationalisierungsmaßnahmen erhöhen.

Die Reformen konnten also zu einem gewissen Teil die 

Autonomie, aber kaum die Profitabilität der Staatsbetrie­

be erhöhen. Deshalb kam es 1983 zu einer Systemände­

rung: Für alle Unternehmen wurde ein einheitlicher Steu­

ersatz von 55% eingeführt. Gleichzeitig wurde eine zusätz­

liche „Anpassungssteuer“ eingeführt, deren Höhe meistens 

von der Gewinnsituation der Unternehmen abhing und 

wiederum ex-ante durch Verhandlungen festzusetzen war. 

Diesmal handelte es sich also um eine zweistußge progres­

sive Einkommenssteuer. Jedoch sollte der Steuersatz für 

die Anpassungssteuer ex-ante bestimmt werden, was ein 

großes Problem darstellte, weil der Gewinn des kommen­

26Vgl. Otsuka, Keijiro u.a., Industrial reform in China. Past per- 

formance and future prospects, New York 1998, S.30-33; Harvie, 

Charles, „Economic reforms and recent macroeconomic perform- 

ance“, in: Harvie, Charles (Hrsg.), Contemporary development and 

issues in China’s economic transition, Houndsmill 2000, S.50-51.

den Jahres auf Prognosen beruhte und von diesen stark 

abweichen konnte. Der Verhandlungs- und Rent seeking- 

Spielraum reduzierte sich im neuen System also auf die 

„Anpassungssteuer“. Jedoch kam es nicht zu einer Redu­

zierung, sondern lediglich zu einer Verlagerung dieser Pro­

zesse: Die staatlichen Unternehmen versuchten nun, ihren 

Gewinn dadurch zu erhöhen, dass sie in den Genuss von 

subventionierten Inputgütern gelangten. 1986/87 wurde 

das System unter dem Namen Vertragsmanagement-Sys­

tem weiter reformiert. Trotz sinkender Steuersätze han­

delte es sich im Prinzip um eine Rückkehr zum alten 

System: Ex-ante wurde zwischen den Behörden und den 

staatlichen Unternehmen ein fixer abzuführender Betrag 

vereinbart. Darüber hinausgehende Gewinne waren zu ei­

nem gewissen Prozentsatz abzuführen.26 27

Die bisherigen Reformen waren in erster Linie darauf 

gerichtet, die Leistungsanreize für das Management zu er­

höhen. Jedoch wurde bald deutlich, dass ohne eine gleich­

zeitige Erhöhung der Autonomie des Managements die­

se Ziele kaum erreicht werden konnten. Deshalb wurden 

1984 die „Management-Verantwortungs-Systeme“ einge­

führt, durch die der Entscheidungsspielraum und die Ver­

antwortung des Managers für die Gewinne und Verluste 

erhöht und die Zuständigkeit der Behörden gesenkt wer­

den sollten. Zugleich wurde das Gehalt des Managers in 

Abhängigkeit von der Gewinnsituation des Unternehmens 

bestimmt. Weiterhin wurden die finanziellen Mittel nicht 

mehr von den Behörden gestellt. Die Staatsunternehmen 

mussten sich entweder über Kredite von den staatlichen 

Banken oder aber über die Einbehaltung der erwirtschaf­

teten Gewinne, die sog. Selbstfinanzierung, finanzieren. 

Anfang der 90er Jahre waren die staatlichen Betriebe fi­

nanziell wesentlich „autonomer“ geworden, da sie nur noch 

5% über die staatliche Finanzierung erhielten (Tabelle 5).

Quelle: Otsuka, Keijiro u.a., Industrial reform in China. Past 

performance and future prospects, New York 1998, S.34.

Tabelle 5: Finanzierungsquelle staatlicher Unter­

nehmen 1978-1992

1978 1985 1992

staatliche Finanzierung 77,7 24,0 5,0

Bankkredite 0,0 23,0 30,4

Selbstfinanzierung 16,7 47,7 55,3

ausländisches Kapital 5,6 5,3 8,0

Bei der Betrachtung der Tabelle 5 muss jedoch berück­

sichtigt werden, dass die Finanzierung über Bankkredite 

im Prinzip eine Substitution der staatlichen Subventionen 

darstellt. Die Kredite wurden vorzugsweise den staatli­

chen Betrieben zu besonders günstigen Konditionen, d.h. 

besonders niedrige Zinsen unterhalb der Marktzinsen, un­

gewöhnlich lange Laufzeiten mit z.T. langen tilgungsfreien 

Fristen usw., teilweise sogar zur Deckung ihrer laufenden 

Verluste bereitgestellt. Otsuka u.a. berichten: „The de- 

mand of bank Ioans generally exceeded the supply, partly 

because interest rates were low and partly because repay- 

ments of Ioans were exempted from income tax or profit 

27Vgl. Otsuka u.a. (1998), ebenda, S.32-33; Raiser, Martin, „Eval- 

uating Chinese industrial reform: SOEs between Output growth and 

profit decline“, in: Asian Economic Journal, Vol.ll (1997), Nr.3, 

S.301.
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remittance. Because of the lack of competition and compe- 

tence in the banking sector, which consisted solely of state 

banks, conditions to obtain bank Ioans were ad hoc and 

default not uncommon.“28 Eine vollkommene finanzielle 

Autonomie wurde also nie erreicht. Die Kredite machten 

Anfang der 90er Jahre zusammen mit den Subventionen 

immer noch ein Drittel der gesamten Finanzierungssum­

me aus.

1988 folgten weitere Reformen zur Erhöhung der fi­

nanziellen Autonomie und der Selbständigkeit des Mana­

gements mit dem Ziel der Trennung zwischen dem Mana­

gement und den vorgesetzten Behörden der Betriebe. Mit 

den „Regulations on transforming the operating mecha- 

nism of SOE’s“ sollte die Einmischung staatlicher Orga­

ne in die unternehmerischen Entscheidungen der Betrie­

be unterbunden werden. Den Betrieben wurden folgende 

Rechte übertragen:

- Das Recht zur Entscheidung, welche Güter in welchen

Mengen produziert und zu welchen Preisen auf dem 

Markt angeboten werden.

- Das Recht zur Reinvestition der betrieblichen Über­

schüsse.

- Das Recht zur eigenständigen Anstellung und Entlas­

sung von Arbeitern sowie zur Festsetzung von Löh­

nen.

Darüber hinaus wurde ein Insolvenzrecht verabschie­

det, so dass staatliche Betriebe erstmalig Bankrott gehen 

konnten. Trotz dieser auf dem Papier weitgehenden Re­

formen blieb vor allem die finanzielle Selbständigkeit der 

Betriebe eingeschränkt. Harvie schreibt: „However, price 

controls persisted, production quotas for sale to the state 

remained and the SOEs had access to a certain amount 

of cheap raw materials. Credit remained readily available 

for Investment or working capital, the budget continued 

to provide Support for loss-making enterprises, and little 

advantage was taken of reforms to wage and employment 

practice. In short the SOEs continued to face a soft budget 

constraint.“29

Die Ergebnisse der Reformen blieben also zweischnei­

dig: Auf der einen Seite hatten sich die Selbständigkeit 

und die Entscheidungsautonomie der staatlichen Betriebe 

deutlich erhöht. In einer empirischen Untersuchung An­

fang der 90er Jahre hat Raiser diese Autonomie sogar 

zu quantifizieren versucht. Nach seiner Aussage besitzen 

Staatsunternehmen eine Entscheidungsautonomie von 60- 

80% gegenüber privaten Unternehmen. Angesichts dieser 

Zahlen kommt er zu dem Schluss: „The results suggest 

that while some SOEs ... may still have faced substantial 

restrictions, Overall their operating environment did not 

differ from that in none state enterprises to an extent that 

would preclude a comparison across ownership.“30

Zugleich wurden die Staatsunternehmen jedoch - zu­

mindest was die Finanzierungsseite betraf - vom Wettbe­

werb abgeschottet. Während private Unternehmen nicht 

dauerhaft mehr ausgeben können als ihnen liquide Mit­

tel zur Verfügung stehen, ohne dass ihnen schwerwie­

gende wirtschaftliche Konsequenzen drohen, werden bei

28Otsuka u.a. (1998), a.a.O., S.34.

29Harvie (2000), a.a.O., S.51.

30Raiser (1997), a.a.O., S.308-309.

Staatsunternehmen diese Finanzierungslücken immer wie­

der durch öffentliche Subventionen oder durch Kredite 

staatlicher Banken geschlossen. Folgende Zahlen verdeut­

lichen dies:

- Die staatlichen Unternehmen erhalten ca. 70% der 

Kredite von Staatsbanken, obwohl sie weniger als 30% 

zum Bruttoinlandsprodukt beitragen.

- Es wird geschätzt - und hier ergeben sich aus den of­

fiziellen Statistiken keine zuverlässigen Daten -, dass 

ein Drittel bis zur Hälfte aller Staatsunternehmen mit 

Verlusten arbeiten, mit steigender Tendenz. 31

Ein Unternehmen, das dauerhaft Verluste erwirtschaf­

tet, wird eines Tages, wenn die Substanz völlig aufgezehrt 

ist, seinen Zahlungsverpflichtungen nicht mehr nachkom­

men können und Konkurs anmelden müssen. Die chine­

sischen Staatsunternehmen müssen in einem solchen Fall 

aber die Genehmigung der vorgesetzten Behörden einho­

len, und die bekommen sie oft nur, wenn eine Lösung 

für die betroffenen Beschäftigten gefunden wurde. Die 

Statistiken zeigen zwar einen rapiden Anstieg der Kon­

kursverfahren seit Anfang der 90er Jahre, indes existie­

ren immer noch zahlreiche Staatsunternehmen, die trotz 

mehrjähriger Zahlungsunfähigkeit nicht in Konkurs gehen 

dürfen. Dies bedeutet für die chinesische Volkswirtschaft 

einerseits, dass die in den betroffenen Unternehmen ge­

bundenen Ressourcen, also Maschinen, Gebäude, Gelän­

de, Mitarbeiter usw., nicht produktiv verwendet werden. 

Andererseits sind die Auswirkungen auf die Motivation 

der noch nicht betroffenen Staatsbetriebe zu sehen: Sie 

wissen, dass der Staat im Notfall für sie einspringt und 

die laufenden Verluste übernimmt. Da sie einen gewis­

sen Schutz vor dem Konkurs genießen, ist der Druck zur 

Rationalisierung oder Innovationstätigkeit geringer als in 

einem dem Wettbewerb voll ausgesetzten Unternehmen.32

Die bisherigen Reformen hatten also lediglich die Ent­

scheidungsautonomie der staatlichen Unternehmen in ei­

nigen Bereichen erhöht, jedoch blieb die Eigentumsstruk­

tur unangetastet. In den 90er Jahren kam es zu weiter­

gehenden Reformen, die auch den Eigentumsstatus der 

Staatsunternehmen betrafen. Die Reformen zielten in drei 

Richtungen:

1. Die Beibehaltung der bisherigen Eigentumsstruktur. 

Die öffentlichen Unternehmen sollten im Staatsbesitz 

bleiben, jedoch sollten sie zu diversifizierten Großkon­

zernen im Stile der japanischen keiretsu bzw. der ko­

reanischen chaebol, die aus einer Vielzahl von Toch­

terunternehmen verschiedener Branchen bestehen, fu­

sioniert werden. Innerhalb dieser Unternehmensgrup­

pen sollen die gewinnbringenden Tochterunternehmen 

die Verluste der maroden Schwestern übernehmen. 

Der Erfolg solcher Mischkonzerne ist jedoch fraglich, 

wie die Erfahrung von Korea während der Asienkri- 

se zeigt. Dort war es durch die Dominanz der chae­

bol zu einer sehr starken Konzentration im Industrie­

sektor gekommen. Die großen Mischkonzerne besaßen

31Vgl. Harvie (2000), a.a.O., S.45; Schmitt (1999), a.a.O., S.31; 

Trempel, Eberhard, Privatisierung staatlicher Betriebe in Chi­

na: Eine Chance für wen? (http:/www.chinaproject.de/Asien- 

Pacific/privatisierung_in_ china.htm).

32Vgl. Münzel (1998), a.a.O.

http:/www.chinaproject.de/Asien-Pacific/privatisierung_in_
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oft über 100 Geschäftszweige und waren in fast al­

len Branchen tätig. Sie absorbierten einen großen Teil 

der Kredite und bestritten die Mehrheit der Exporte. 

Hingegen war ihre Rentabilität sehr niedrig und ihre 

Verschuldungsquote extrem hoch. Der Gesamtgewinn 

des Konzerns wurde von ein paar Geschäftszweigen er­

wirtschaftet, die zudem noch die Verluste der großen 

Mehrheit der anderen Geschäftszweige zu decken hat­

ten.33

2. Die Bildung von Joint Ventures mit ausländischen 

Unternehmen. Die staatlichen Unternehmen bieten 

Land, Fabriken, Arbeitskräfte, Verbindungen zu den 

chinesischen Behörden sowie Zugang zum chinesi­

schen Markt, während die ausländischen Partner Ka­

pital und Technologie zur Verfügung stellen.

3. Die Privatisierung der staatlichen Unternehmen durch 

Verpachtung, Verkauf oder Umwandlung in Kapital­

gesellschaften.34 Dieser entscheidende Schritt soll im 

Folgenden näher betrachtet werden:

In den frühen 90er Jahren dominierte zunächst das 

Verpachtungssystem. Insbesondere kleinere Staatsbetrie­

be wurden an Privatpersonen verpachtet. Zwischen der 

Regierung und dem Pächter wurde ein Übernahme ver­

trag für eine befristete Dauer von mindestens 3 Jahren ge­

schlossen. Im Rahmen dieses Vertrages haben die Pächter 

weitgehend Autonomie für alle betrieblichen Entscheidun­

gen sowie die Verantwortung für Gewinne und Verluste. 

Dafür verpflichtet sich der Pächter, einen gewissen Teil 

des Jahresgewinns abzuliefern.35

Dieses Modell kommt einem inhabergeführten Unter­

nehmen zwar am nächsten, jedoch sind hier nach wie 

vor gewisse und entscheidende Einschränkungen zu beach­

ten: Der Unternehmer ist nicht Eigentümer im rechtlichen 

Sinn, sondern hat die Stellung eines Mieters. Als solcher 

ist er nur für eine befristete Zeit als Unternehmer tätig. 

Dadurch unterscheidet er sich wesentlich von einem mit­

telständischen Unternehmer, der ein Leben lang für sein 

Unternehmen tätig ist und oft noch darüber hinaus be­

müht ist, das Unternehmen im Familienbesitz zu belassen. 

Seine Sichtweise geht daher über Generationen hinweg. 

Ein Pächter aber wird - ähnlich wie der Vorstandsvor­

sitzende eines Großunternehmens - eher eine kurzfristi­

ge Sichtweise einnehmen, und seine Handlungsweise wird 

sich tendenziell darauf konzentrieren, den kurzfristigen 

Gewinn zu erhöhen. Dies deckt sich auch weitgehend mit 

den Ausführungen von Simon, der in seinen „hidden Cham­

pions“ über besonders erfolgreiche KMU berichtet. Kenn­

zeichnend für diese ist, dass die Geschäftsführer über eine 

Generation hinweg tätig sind. Im Durchschnitt kommen 

die Unternehmer seiner Studie auf eine Amtsdauer von 22 

Jahren. Seine Ausführungen stimmen mit amerikanischen

33Vgl. Kamp, Matthias, „Gold für die Ehre“, in: Wirtschaftswoche, 

29.1.1998, Nr.6, S.28-29; Mayer, Peter, „Südkorea in der Krise“, in: 

Internationales Asienforum, Vol.29 (1998), Nr.3-4, S.226; Rohde, 

Roland, Die politische Ökonomie des East Asian Miracle, Frankfurt 

a.M. 1999 (Diss. 1998), S.119-120; „South Korea. The end of the 

miracle“, in: The Economist, Vol.234, 29.11.1997, S.23-25; „South 

Korea’s meltdown“, in: The Economist, Vol.345, 13.12.1997, S.67.

34Vgl. Harvie (2000), a.a.O., S.51-52.

35Vgl. Bohnet (1994), a.a.O., S.6; Münzel, Frank, ,JDie Re­

formen der Staatsunternehmen seit 1992“, Vortrag in der 

Handelskammer Hamburg am 11. Juni 1998 (http://www.uni- 

hamburg.de/Wiss/FB10/ChinaS/kiefer/hhhan/dmuenzel.html).

Studien überein, die zu dem Ergebnis kommen, dass die 

Amtsdauer des Unternehmers in erfolgreichen Betrieben 

deutlich länger ist als in weniger erfolgreichen Firmen.36

Genau diese Nachteile einer Verpachtung wurden be­

reits 1992 offensichtlich: Die kurzen Übernahmefristen 

führten dazu, dass die Pächter nicht am langfristigen Er­

folg des Unternehmens interessiert waren, sondern ledig­

lich versuchten, ihren kurzfristigen Profit zu erhöhen und 

die negativen Konsequenzen ihren Nachfolgern zu über­

lassen. Verluste wurden zum Teil verheimlicht, Gewinne 

wurden abgeführt, die gar nicht entstanden waren bzw. 

hätten reinvestiert werden müssen, um die Übernahme­

verträge erfüllen zu können.37 Demnach können verpach­

tete kleinere und mittlere Staatsunternehmen nicht als 

KMU bezeichnet werden.

Seit 1992 kam es infolge der unbefriedigenden Ergeb­

nisse des Verpachtungssystems zu einer Privatisierung von 

Staatsunternehmen, die bis heute fortgesetzt wird. Die 

Staatsunternehmen wurden in Aktiengesellschaften um­

gewandelt. Mit der Verabschiedung eines Gesellschafts­

rechts im Jahre 1994 verfügten die so umgewandelten Un­

ternehmen über international praktizierte Organisations­

strukturen. Diese Reformen setzten also erstmalig an der 

Besitzstruktur der Unternehmen an. Mit dem 15. Par­

teikongress 1997 wurde unter dem Slogan zhua da fang 

xiao eine doppelte Strategie verfolgt: Kleine und mittle­

re Unternehmen sollten fusioniert, in Kapitalgesellschaf­

ten umgewandelt oder geschlossen werden. Große Unter­

nehmen in so genannten strategisch wichtigen Sektoren 

sollten hingegen im Staatsbesitz bleiben und zu größeren 

Unternehmenseinheiten zusammengefasst werden. Wäh­

rend des Parteikongresses 1999 wurde diese Strategie wei­

ter verfolgt: Während im Rahmen des geplanten WTO- 

Beitrittes die kleinen und mittleren Unternehmen vom 

Staat „freigelassen“ wurden, wurde zugleich ein Schwer­

punkt auf die Erhaltung eines starken staatlichen Sektors 

gelegt.38

Die Privatisierung der kleinen und mittleren Unterneh­

men fand - neben der oben erwähnten Verpachtung und 

Joint-Venture-Bildung - seit 1993 durch die Umwandlung 

in so genannte Aktienkooperativunternehmen statt. Bei 

dieser AG sind die Beschäftigten Anteilseigner. Außerdem 

können auch der Staat und andere juristische Personen 

Aktionäre werden. Offiziell stimmberechtigt sind jedoch 

nur die beschäftigten Aktionäre, und zwar jeder unabhän­

gig von seinem Kapitalanteil jeweils mit nur einer Stimme. 

Damit entsprechen diese AGs von der Besitzstruktur den 

deutschen Genossenschaften.39

In den meisten Fällen handelte es sich jedoch nur um 

eine Privatisierung auf dem Papier, denn fast immer blieb 

36Vgl. Simon, Hermann, „Elemente der Erfolgsstrategien unbe­

kannter Weltmarktführer“, in: Beiz, Christian (Hrsg.), Suchfelder 

für innovatives Marketing, St.Gallen 1997, S.110-111.; Collins, Ja­

mes u.a., Built to last: Successful habits of visionary Companies, 

London 1995.

37Vgl. Münzel (1998), a.a.O.

38Vgl. Dreyer, Dominique, „Die chinesische Wirtschaft. Re­

formen und Globalisierung“, in: Die Volkswirtschaft, Nr.7 

(2000), S.49; Smyth, Rüssel, ,A (re)interpretation of re-

cent developments in the reform of state-owned enterprises“, 

in: China Report, Vol.33 (1997), Nr.4, S.510-511; Trempel

(2001), a.a.O.; Weltbank (2000), The World Bank and China 

(http.//www.worldbank.org/html/extdr/offrep /eap/ china.htm).

39Vgl. Münzel (1998), a.a.O; Smith (1997), a.a.O., S.510-511.

http://www.uni-hamburg.de/Wiss/FB10/ChinaS/kiefer/hhhan/dmuenzel.html
ttp.//www.worldbank.org/html/extdr/offrep
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der Staat Anteilseigner der privatisierten Unternehmen. 

Nach wie vor übte damit die Regierung eine starke Kon­

trolle der „privatisierten Staatsbetriebe“ aus. Selbst wenn 

die Aktien an der Börse gehandelt werden, ist in vie­

len Fällen der Staat Anteilseigner, teilweise auch indi­

rekt über die Aktien anderer staatseigener Gesellschaf­

ten. Oft genügt schon eine Minderheitsbeteiligung, denn 

viele private Aktionäre üben kaum eine Eigentümerfunk­

tion aus. Sie kaufen und verkaufen Aktien lediglich aus 

spekulativen Gründen.40 Münzel berichtet beispielsweise: 

„Ich habe selbst eine solche AG besucht, deren Aktien an 

der Börse gehandelt wurden. Ihr Direktor war nicht nur 

Vorsitzender des Vorstands und Parteisekretär, sondern 

auch noch zum Vertreter der staatlichen Aktien bestellt. 

Der sehr viel jüngere Vorsitzende des Aufsichtsrates war 

stellvertretender Parteisekretär. De facto beherrschte der 

Direktor alias Parteisekretär usw. das Unternehmen of­

fensichtlich völlig ... Das soll natürlich nicht heißen, dass 

dieser oder ein anderer Multifunktionär sein Unterneh­

men unbedingt schlecht führt. Schließlich unterscheidet 

sich ihre Stellung nicht allzu sehr von der eines Eigentü­

mers, was dem Unternehmen nutzt, ist auch für sie von 

Vorteil. Deshalb haben sie selbstverständlich auch die In­

teressen des Unternehmens im Auge. Aber sie ebenso wie 

alle anderen Manager vom Staat kontrollierter Unterneh­

men unterscheiden sich von wahren Eigentümern in zwei 

Punkten: Einmal nutzt es ihnen zwar, wenn das Unter­

nehmen Geld verdient, aber Verluste des Unternehmens 

sind nicht unmittelbar auch ihre Verluste ,..“41

Das Phänomen, dass der Staat Anteile in unterschied­

licher Höhe an Kapitalgesellschaften hält, ist in fast al­

len Volkswirtschaften vorzufinden. Insbesondere in Eu­

ropa war und ist es auch noch heute üblich, dass der 

Staat Anteile an Versorguiigsunternehmen in den Bran­

chen Elektrizität, Gas, Wasser, Verkehr oder auch Ver­

teidigung hält. Teilweise sind die Unternehmen zu 100% 

im Besitz der Regierung, wie im Falle vieler kommunaler 

Versorgungsunternehmen, teilweise hält der Staat Min­

derheitsanteile und übt seinen Einfluss nur bei weiter­

reichenden Entscheidungen, beispielsweise bei der Entlas­

sung von Mitarbeitern oder bei Fusionen, aus. Gemäß der 

oben genannten Abgrenzungskriterien dürfte der Anteil 

des Staates 25% des Stammkapitals nicht überschreiten. 

Die restlichen 75% müssten dann vollständig im Streu­

besitz oder in der Hand von anderen KMU sein. Im Fal­

le der privatisierten chinesischen Staatsunternehmen wird 

schon ein geringerer Anteil als 25% ausreichen, um einen 

entscheidenden Einfluss auf das Unternehmen auszuüben, 

da die restlichen Aktionäre ihre Eigentümerfunktion nicht 

ausüben. Die überwiegende Zahl der Unternehmen, an de­

nen der Staat Anteile hält, fallen also nicht in die Kate­

gorie der KMU.

Fazit I: Staatliche Unternehmen, verpachtete Unter­

nehmen und Kapitalgesellschaften, deren Anteile (auch 

im Falle von Minderheitsbeteiligungen) im Staatsbesitz 

sind, können nicht zu den KMU gerechnet werden, da bei 

ihnen die Einheit von Leitung und Eigentum nicht ge­

40Vgl. Harvie (2000), a.a.O., S.53-55; Münzel (1998), a.a.O.; 

Young, Lee, „Wages and employment in China’s SOEs 1980-1994: 

Corporatization, market development and insider forces“, in: Jour­

nal of Comparative Economics, Vol.27 (1999), Nr.4, S.705.

41 Münzel (1998), ebenda.

währleistet ist und somit ein entscheidendes Kriterium für 

die Klassifizierung als KMU nicht erfüllt ist.

3.2 Kollektivunternehmen/Township

and Village Enterprises (TVEs)

Zunächst scheint eine Begriffsklärung angebracht. In 

den chinesischen Statistiken kommen die verschiedenen 

Begriffe Kollektivunternehmen, Genossenschaften, TVEs 

vor. Laut einem Beschluss des chinesischen Staatsrates 

von 1984 werden folgende Unternehmen zu den TVEs ge­

rechnet:

- Unternehmen in kommunalem Besitz (township enter­

prises),

- Unternehmen in dörflichem Besitz (village enterpris­

es),

- ländliche Kooperative,

- private ländliche Familienbetriebe.42

Entsprechend der Kategorisierung nach den Eigen­

tumsverhältnissen in der vorliegenden Arbeit, sollen in 

diesem Kapitel alle diejenigen Unternehmen betrachtet 

werden, die de facto oder auf dem Papier im Gemein­

schaftsbesitz sind. Die privaten ländlichen Familienbetrie­

be gehören nicht dazu. Deshalb sollen im Folgenden ge­

mäß der eingangs erwähnten Kategorisierung des Statisti­

schen Jahrbuchs folgende Unternehmenstypen unter dem 

Begriff TVE subsumiert werden: township and village en­

terprises sowie ländliche und städtische Kooperative. Der 

Begriff TVEs soll demnach als pars pro toto für diese vier 

Unternehmenstypen verwendet werden.

Die TVEs sind während des „Großen Sprungs nach 

vorn“ als kommunale und Brigade-Unternehmen (shedui 

qiye) entstanden. In den Jahren 1958-60 sollten Millio­

nen von Bauern in Kommunen organisiert werden und in 

kleinen „Hinterhof-Hochöfen“ Stahl produzieren sowie in 

kommunalen Werkstätten Konsumgüter für den örtlichen 

Bedarf herstellen. Die Folgen dieser Politik sind hinläng­

lich bekannt: Der produzierte Stahl hatte eine miserable 

Qualität, die in der Landwirtschaft fehlenden Arbeitskräf­

te führten zu großen Produktionsausfällen bei der Ernte 

und anschließenden Hungersnöten. Von den ab 1958 ge­

gründeten 7,5 Millionen kommunalen Fabriken und Werk­

stätten wurden zwischen 1960 und 1962 alle verlustbrin­

genden Einheiten wieder geschlossen. Trotzdem bestand 

das System der kommunalen genossenschaftlichen Pro­

duktion weiter fort. In den 60er und 70er Jahren wur­

de die Entwicklung von fünf Branchen gefördert: Zement, 

Düngemittel, Maschinen, Energie sowie Eisen und Stahl. 

1984 wurden diese 1,4 Millionen Betriebe dann in TVEs 

(xiangzhen qiye) umbenannt. Gleichzeitig wurde der Be­

griff TVE auch auf andere kollektive Unternehmen ange­

wandt, so dass die Zahl der TVEs von 1,4 auf 6,1 Mio. 

anschwoll.43

42Vgl. State council of China, Circular No.l, in: The yearbook of 

township and village enterprises, 1978-1987.

43Vgl. Wong, John, China’s rural entrepreneurs. Singapur 1995, 

S.21-22; Harvie, Charles, China’s township and village enterprises 

and their evolving business alliance and organizational change, Wol­

longong 1999, S.3; Singh, Surjit, „Rural industries in Contemporary 

China“, in: China Report, Vol.32 (1996), Nr.3, S.270-273.
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Was sind nun diese TVEs für Unternehmen? Sind es 

Genossenschaften, wie sie auch in Deutschland bekannt 

sind, oder tendieren sie mehr zu einem Privatunterneh­

men bzw. staatlichem Unternehmen? Dazu gibt es unter­

schiedliche Positionen. Einige Autoren sind der Ansicht, 

dass es sich bei den TVEs tendenziell um Privatunterneh­

men handelt.44 Kornai argumentiert sogar: „The majority 

of rural collectively owned firms are de facto privately- 

owned firms“.45 Die Argumentation von Singh zielt - je­

doch vorsichtiger - in die gleiche Richtung: „The non-state 

sector though not private in the sense of having legally 

defined private property rights, nonetheless operates with 

considerable autonomy and freedom from rules and regu- 

lations to mimic conditions of private ownership“.46

Die Mehrheitsmeinung geht jedoch davon aus, dass die 

TVEs eher in Richtung Staatsunternehmen neigen. Eine 

der herausragendsten und immer wieder zitierten Arbei­

ten auf diesem Gebiet ist diejenige von Weitzman und Xu. 

Sie argumentieren mit Hilfe der Property-Right.s-Theorie: 

„Our basic thesis is that the Chinese TVEs are best de- 

scribed as vaguely defined cooperatives ... not to be based 

on well-defined private property rights in the Standard or 

conventional sense“47 und „... many western economists 

have regarded them (TVEs) as actually being private 

firms under the protective label of a collective enterpri- 

se. But this is not true in general ... it is already well 

documented in the literature ... that a typical TVE is not 

a privately owned firm .. “48 Nach Weitzman und Xu sind 

folgende drei Prinzipien der Property-Rights-Theorie Vo­

raussetzung für ein privates Unternehmen:

a) Für jeden Wertgegenstand, für jeden Besitz muss 

ein klar definierter Eigentümer mit exklusiven Ver­

fügungsrechten existieren.

b) Dem Eigentümer der Verfügungsrechte steht das lau­

fende Einkommen aus seinem Besitz zu.

c) Der Eigentümer hat das Recht, seinen Besitz nach 

seinem Gutdünken zu nutzen. Er kann ihn umstruk­

turieren, verkaufen, übertragen und vererben.49

Im Folgenden soll auf den theoretischen Ausführungen 

von Weitzman und Xu aufbauend argumentiert werden:

Zu a) Auf dem Papier sind die Bewohner einer Stadt 

oder eines Dorfes die Eigentümer der TVEs. Jedoch halten 

sie keinerlei Anteile an „ihrem“ Unternehmen, da offiziell 

solche Anteilsscheine nicht existieren. Zudem kommt der 

offizielle Besitz an einem TVE nicht aufgrund einer frei­

willigen Willensentscheidung zustande, sondern entsteht 

durch die Wohnungswahl des jeweiligen Einwohners.50 

Letztendlich wird ein TVE von der jeweiligen Stadt- oder

44Vgl. Bowies, Paul, Dong, Xiao-yuan, „Enterprise ownership, en- 

terprise Organisation and worker attitudes in Chinese rural industry: 

some new evidence“, in: Cambridge Journal of Economics, Vol.23 

(1999), Nr.l, S.3.

45Kornai, J., The socialist System, Oxford 1992, S.442.

46Singh, I. u.a., Non-state enterprises as an engine of growth: 

An analysis of provincial industrial growth in post-reform China, 

World Bank research Paper 1993, S.5.

47Weitzman, Martin u.a., „Chinese Township-Village Enterprises 

as vaguely defined cooperatives“, in: Roemer, John (Hrsg.), Property 

relations, incentives and welfare, Houndsmill 1997, S.329.

48Vgl. Weitzman (1997), ebenda, S.335.

49Vgl. Weitzman u.a. (1997), ebenda, S.330.

50Vgl. Weitzman u.a. (1997), ebenda, S.335; Otsuka u.a. (1998), 

ebenda, S.48.

Provinzregierung geführt. Sämtliche Direktoren und lei­

tende Angestellte werden von ihr ernannt. Sie vereinbaren 

mit den TVEs bestimmte Produktionsziele sowie Richtli­

nien über Löhne, Kredite, Produktentscheidungen und die 

Gewinnverteilung.51 Rawski argumentiert: „... these firms, 

widely described as collectives, TVEs, non-state, quasi­

private or even private enterprises, are typically owned 

and controlled by local governments.“52 Naughton kommt 

zu dem Schluss: „While township and village officials con- 

trol TVE property rights, their incentives are not identical 

to those of private owners. Township and village officials 

must take into account the interests of the local Commu­

nity ..,“53

In diesem Sinne werden TVEs von den meisten Au­

toren als „Mini-Staatsunternehmen“ bezeichnet.54 Zhang 

argumentiert: ,Jt is important to note, that rural enter­

prises [der hier verwendete Begriff rural enterprises ent­

spricht der obigen Definition von TVE, Anmerkung des 

Verfassers] are neither owned by central government, like 

the state enterprises, nor are they completely privately 

owned. The sector is dominated, in terms of total Output 

and fixed assets, by the so-called collective rural enterpri­

ses owned by local governments at township and village 

level.“55 Seiner Argumentation folgend handelt es sich bei 

den TVEs um rein staatliche Unternehmen mit dem einzi­

gen Unterschied, dass sie im Besitz der lokalen Behörden 

sind. Weitzman und Xu gehen sogar einen Schritt weiter, 

indem sie feststellen: „Not only is the community govern- 

ment’s role different from a private owner, but also its 

right of control over a TVE is more restrictive than the 

state government’s role vis-ä-vis state firms.“56

Zu b) Die offiziellen Eigentümer der TVEs, also die Be­

wohner der entsprechenden Stadt oder Gemeinde, haben 

nicht das Recht, den vollen Gewinn der TVEs zu konsu­

mieren. Ein nicht unbedeutender Anteil des bereits ver­

steuerten Gewinns wird für Gemeindeausgaben oder für 

die Subvention anderer TVEs verwendet. Auf diese Weise 

soll mehr als die Hälfte des Nachsteuergewinns nicht an 

die Eigentümer verteilt werden.57

Zu c) Schließlich sind die Aktiva eines TVE unver­

käuflich, nicht übertragbar und nicht vererbbar, sowohl in 

Hinblick auf die offiziellen Eingentümer, die Gemeindebe­

wohner, als auch im Hinblick auf die vorgesetzten lokalen 

Behörden. Ein Bewohner, der seine Gemeinde verlässt, 

verliert automatisch seine offiziellen Eigentumsrechte, ge­

nauso wie ein Zugezogener, beispielweise durch Heirat, 

automatisch Eigentumsrechte erwirbt.

Zwar wurde in diesem Kapitel entlang der Property- 

Rights-Theorie argumentiert, aber bei einer entsprechen­

den Übertragung der Argumente auf die eingangs genann­

51Vgl. Wong u.a. (1995), a.a.O., S.4; Otsuka u.a. (1998), ebenda, 

S.48.

52Rawski, T., Jmplications of China’s reform experience“, in: The 

China Quarterly, Nr.144 (1995), S.1172.

53Vgl. Naughton, B., „Chinese institutional innovation and privat- 

ization from below“, in: American Economic Review, Papers and 

proceedings Mai 1994, S.268.

54Vgl. Chai, Joseph, China - Transition to market economy, Ox­

ford 1997, S.173; Otsuka (1998), a.a.O., S.48; Wong (1995), a.a.O., 

S.47.

55 Zhang, Gang, Chinese rural enterprises between plan and mar­

ket, Stockholm 1997, S.5.

56Vgl. Weitzman u.a. (1997), a.a.O., S.337.

57Vgl. Wong (1995), a.a.O., S.47; Weitzman u.a. (1997), S.336.



CHINA aktuell - 626 - Juni 2001

ten qualitativen Abgrenzungskriterien wird deutlich, dass 

derartige TVEs nicht als KMU bezeichnet werden kön­

nen, denn es gibt keinen eigentumsberechtigten Unter­

nehmer, der eine zentrale Stellung in diesen Unternehmen 

einnimmt.

Hinzu kommt, dass sich in den TVEs ganz ähnliche 

Elemente des soft budget constraint finden lassen wie bei 

den Staatsunternehmen: Die staatlichen Behörden leisten 

entscheidende Beihilfe: Sie stellen Subventionen finanziel­

ler Art zur Verfügung oder vermitteln Kredite von staatli­

chen Banken bzw. übernehmen Bürgschaften für die Kre­

dite. Sie sind behilflich beim Ankauf oder der Pachtung 

von Land. In einigen Fällen wurde Bauland, das sich 

im Besitz der lokalen Behörden befand, weit unter dem 

Marktwert an TVEs veräußert. Darüber hinaus gibt es 

noch eine Vielzahl von Maßnahmen, mit deren Hilfe TVEs 

vom Wettbewerb abgeschirmt werden: Die lokalen Behör­

den bevorzugen TVEs bei der Belieferung mit Rohstof­

fen und anderen Inputgütern in quantitativer und preisli­

cher Hinsicht. Sie helfen weiterhin den Unternehmen bei 

der Reduzierung ihrer Steuern, sind sogar bei der Steu­

erhinterziehung behilflich. Wong u.a. beobachteten, dass 

in allen TVEs in Jiangsu die Regierung gesetzwidrige 

Rechnungslegung inoffiziell gestattete bzw. tolerierte. Die 

TVEs durften zwei verschiedene Bücher führen: Eines für 

die Steuerbehörden mit den niedrigeren Gewinnen und ei­

nes für die eigene Kostenrechnungsabteilung mit den tat­

sächlichen, höheren Gewinnen.58 Trotz dieser Vergünsti­

gungen arbeiten die TVEs immer noch in einer stärke­

ren Wettbewerbsumgebung als staatliche Unternehmen. 

Chai berichtet: „In contrast to state owned enterprises the 

TVEs operated in a semi-market environment and were 

subject to fewer government controls. They also faced a 

much harder budget constraint as they had limited access 

to subsidized energy, raw materials, and bank Ioans. In 

addition, their product market was less protected. More- 

over, township and village governments, the TVE’s owner, 

unlike central government, could not print money or force 

the state banking System to print money to bail out loss- 

making enterprises.“59

Einerseits arbeiten TVEs in einer freieren Wettbe­

werbsumgebung, andererseits werden sie aber viel stärker 

von ihren vorgesetzten Behörden kontrolliert und haben 

damit weniger Entscheidungsautonomie als private Un­

ternehmen. Chai argumentiert: „They enjoy in fact less 

autonomy than private enterprises as they are under the 

supervision of the industrial Corporation of the local gov­

ernment.“60

Aufgrund des Einflusses der lokalen Behörden und der 

eingeschränkten Entscheidungsautonomie verhalten sich 

TVEs anders als ihre privaten Konkurrenten; dies macht 

sich insbesondere an den Unternehmenszielen bemerkbar: 

Das oberste Ziel eines privaten Unternehmens ist in der 

Regel die Gewinnmaximierung. Auch wenn der Geschäfts­

führer eines kleinen Unternehmens noch andere wichti­

ge Ziele verfolgen dürfte, wie z.B. Fortführung der Fami­

lientradition, Aufrechterhaltung der Selbständigkeit und 

Kontrolle seines Betriebes, so werden sich seine unterneh­

merischen Entscheidungen immer noch an der Gewinnma­

58Wong u.a. (1995), a.a.O., S.49.

59Chai (1997), a.a.O., S.173.

60Chai (1997), a.a.O., S.173.

ximierung ausrichten, da er nur so langfristig den Unter­

nehmensbestand sichern und die Familientradition weiter­

führen kann. Die Manager von TVEs müssen sich jedoch 

auf Druck der vorgesetzten Behörden auch anderen Zie­

len widmen, vornehmlich der Schaffung und Erhaltung 

von Arbeitsplätzen. Schließlich sind viele TVEs - trotz 

ihrer relativ kleinen Größe - vielfach die größten Arbeit­

geber in einem bestimmten Dorf oder Kreis. Auf Dorf­

oder Kreisebene bedeuten aber 50 entlassene Arbeiter 50 

Familien, die plötzlich ohne Ernährer dastehen. Aus 50 

direkt betroffenen Personen werden also 200 bis 250 indi­

rekt betroffene Personen. Die Behörden dürften daher viel 

mehr Wert auf die Erhaltung von Arbeitsplätzen als auf 

die Erhöhung des Gewinns legen. Diese Tendenz wurde in 

mehreren Studien bereits belegt.61

Darin unterscheiden sich die TVEs von den staatlichen 

Unternehmen. Da die Besitzer der Staatsunternehmen

i.d.R. Behörden auf zentraler oder Provinzebene sind, le­

gen sie weitaus weniger Wert auf die Erhaltung von Ar­

beitsplätzen und konzentrieren sich stärker auf den erwirt­

schafteten Gewinn. Für sie spielt die Entlassung von 50 

Arbeitern keinerlei Rolle, da sie die Situation einer gesam­

ten Provinz oder des gesamten Landes betrachten müs­

sen; statistisch gesehen würden sich 50 entlassene Arbei­

ter überhaupt nicht auswirken. Ob ein staatliches Unter­

nehmen aber Gewinne oder Verluste erwirtschaftet, spielt 

für sie eine erhebliche Rolle: Wenn ein staatliches Unter­

nehmen ununterbrochen Verluste einbringt, so steht die 

Behörde vor dem Zwang zum Handeln. Möglicherweise 

müsste sie das gesamte Unternehmen schließen oder aber 

ständig finanzielle Mittel zuschießen und auf Einnahmen 

verzichten.

Bei den Betrachtungen über die Autonomie von TVEs 

ist jedoch zu berücksichtigen, dass sich nicht alle TVEs 

über einen Kamm scheren lassen. Während sich obige Dis­

kussion auf die Mehrheit der TVEs bezog, gibt es eini­

ge, die zwar auf dem Papier als Kollektivunternehmen er­

scheinen, aber in Wahrheit Privatunternehmen sind. Vie­

le Firmen im Privatbesitz ließen sich vor der offiziellen 

Zulassung von Privatunternehmen in den Jahren 1984- 

1988 als Kollektivunternehmen registrieren, um die offizi­

elle Grenze von maximal sieben Mitarbeitern für ein In­

dividualunternehmen unterlaufen zu können. Doch auch 

nach 1988 ließen sich viele Privatunternehmen als TVE 

registrieren, um diskriminierende Regelungen zu umge­

hen oder um an bestimmte Vergünstigungen zu gelangen, 

in deren Genuss normalerweise nur staatliche oder kol­

lektive Unternehmen gelangen: Insbesondere konnten sie 

Steuervergünstigungen, Vorteile bei der Kreditaufnahme 

sowie eine bessere Strom- und Wasserversorgung für sich 

in Anspruch nehmen.62

Dieser Trend soll sich auch nach 1994 fortgesetzt ha­

ben als die Privatunternehmen steuerlich mit den anderen

61Vgl. Bowies, Dong (1999), a.a.O., S.3-4; Dong, Xiao-yuan, Em- 

ployment determination in China’s rural industry, Working pa- 

per, University of Winnipeg 1996; Dong, Xiao-yuan, Putterman, 

L., „China’s rural industry and monopsony“, in: Pacific Economic 

Review, Vol.l (1996), Nr.l, S.59-78.

62Vgl. Wong, C., „People’s Republic of China“, in: Rana, P. u.a. 

(Hrsg.), From centrally planned to market economies: The Asian 

approach, Vol.II. Oxford 1996, S.236; Hang, Guojian, „Privatwirt­

schaft in China“, in: Beijing Rundschau, 4. Juli 1995, S. 18f.; Schmitt 

(1999), a.a.O., S.64.
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Unternehmensformen gleichgestellt wurden.63 Der Grund 

hierfür kann in einem grundlegenden Misstrauen der Un­

ternehmer gegenüber den staatlichen Behörden gedeutet 

werden. Durch die Registrierung als Kollektivunterneh­

men versprechen sie sich einen gewissen Schutz vor der 

Behördenwillkür.64

Es gibt jedoch keine Daten darüber, wie viel der of­

fiziell registrierten TVEs in Wirklichkeit Privatunterneh­

men sind. Allerdings existieren Schätzungen darüber, in­

wieweit private Unternehmen durch die Statistiken unter­

repräsentiert sind. Offizielle Schätzungen des staatlichen 

Statistikamtes gehen davon aus, dass die tatsächliche An­

zahl der privaten Unternehmen 30-60% höher liegt, als in 

den offiziellen Statistiken angegeben wird. Andere Schät­

zungen gehen von weitaus höheren Zahlen aus.65

Daraus lassen sich jedoch keine genauen Angaben über 

die Zahl der als TVEs „getarnten“ Privatunternehmen 

machen. Jedoch sollte dieses Phänomen bei der Ausle­

gung der Statistiken in Betracht gezogen werden. Ebenso 

ist zu berücksichtigen, dass dieses Prinzip des „sich eine 

rote Mütze aufsetzen“ wohl eher ein Phänomen der 80er 

und frühen 90er Jahre gewesen ist, denn inzwischen ist 

das klare Bekenntnis der chinesischen Führung zum pri­

vaten Sektor derart offensichtlich, dass eine Tarnung als 

Kollektivunternehmen kaum noch sinnvoll erscheint. Eher 

werden private Unternehmen aus Gründen der Steuerhin­

terziehung versuchen, sich überhaupt nicht anzumelden. 

Die Literatur, die sich mit dem Vorgang der Falschdekla­

rierung von Privatunternehmen beschäftigt, bezieht sich 

auch vorwiegend auf den Zeitraum bis zur Mitte der 90er 

Jahre. In der neueren Literatur ist über dieses Phänomen 

weniger zu lesen.

Fazit II: Die TVEs verfügen zwar über eine größere 

Autonomie als die Staatsbetriebe, trotzdem ist ihre Selb­

ständigkeit in einem weitaus größeren Maße eingeschränkt 

als diejenige von privaten Unternehmen. Da aber die Selb­

ständigkeit eines Betriebes ein entscheidendes qualitati­

ves Abgrenzungskriterium ist, können TVEs nicht zu den 

KMU gerechnet werden.

3.3 Privat unternehmen

Vor den ersten marktwirtschaftlichen Reformen waren 

Privatunternehmen kaum existent. 1978 gab es gerade 

150.000 Selbständige, von denen alle ausschließlich im ter­

tiären Sektor tätig waren: 60% im Einzelhandel, der Rest 

in der Gastronomie, im Handwerk und im Reparaturge­

werbe.66 1981 wurde erstmalig private Unternehmertätig­

keit zugelassen, und zwar in der Form von Individual­

unternehmen, die bis zu sieben Angestellte beschäftigen 

durften. Daraufhin kam es zu einer fast explosionsartigen 

Vermehrung von Individualunternehmen. Innerhalb kur­

zer Zeit wuchsen viele Unternehmen über die Marke von 

sieben Beschäftigten hinaus, so dass es bereits 1984 zu 

einer offiziellen Duldung dieser Unternehmen kam. 1987 

63Vgl. Hong, Zhong, Die Umgestaltung des öffentlichen Finanz­

systems der Volksrepublik China im Reformprozess, 1995, S.212.

64Vgl. Schmitt (1999), a.a.O., S.65.

65Vgl. Abele, Corinne, Die Finanzierungsmöglichkeiten privater 

Unternehmen in der Volksrepublik China im Zuge der wirtschaftli­

chen Transformation, Tübingen 1995, S.7. Mehr dazu im folgenden 

Kapitel.

66Vgl. Bohnet (1994), a.a.O., S.7.

schließlich wurden diese Privatunternehmen offiziell an­

erkannt, und 1988 wurde die Verfassung um folgenden 

Artikel ergänzt:67

„Der Staat erlaubt die Existenz und die Entwicklung 

der privaten Wirtschaft innerhalb der Grenzen, die ge­

setzlich festgelegt sind. Die private Wirtschaft ist eine Er­

gänzung der sozialistischen Gemeinwirtschaft. Der Staat 

schützt die legitimen Rechte und Interessen der privaten 

Wirtschaft ,..“68

Seitdem wird in der offiziellen Statistik zwischen In­

dividualunternehmen und Privatunternehmen unterschie­

den. Dieser Unterschied spielt für den vorliegenden Arti­

kel jedoch keine große Rolle, da sich beide Typen unter 

dem Blickwinkel der Besitzstruktur zur gleichen Unter­

nehmensklasse rechnen lassen, nämlich Unternehmen im 

Privatbesitz. Die Unterteilung in Individual- und Privat­

unternehmen ist jedoch sinnvoll, denn auch die EU und 

andere Länderstatistiken unterteilen die KMU weiter in 

Mikro-, Klein- und Mittelunternehmen. Die OECD rech­

net Unternehmen mit bis zu 4 Mitarbeitern zu der Mikro- 

Klasse, andere Statistiken definieren alle Unternehmen bis 

zu 9 Mitarbeitern dazu. Die chinesische Statistik folgt dem 

Beispiel - allerdings nicht aus statistischen, sondern aus 

ehemals ideologischen Gründen.

Die durchschnittliche Betriebsgröße dieser Mikro-Un­

ternehmen liegt bei ca. 2 Mitarbeitern, während die Pri­

vatunternehmen durchschnittlich weniger als 20 Mitar­

beiter beschäftigen. Eine dynamische Betrachtungsweise 

fördert zutage, dass die durchschnittliche Betriebsgröße 

aller Unternehmen im Privatbesitz zwar ansteigt, jedoch 

sinkt die durchschnittliche Beschäftigtenzahl der Privat­

unternehmen (mehr als 7 Angestellte) kontinuierlich, wäh­

rend die durchschnittliche Betriebsgröße der Individual­

unternehmen (weniger als 7 Angestellte) stetig ansteigt. 

Dies bedeutet: Das Wachstum der durchschnittlichen Be­

triebsgröße der Individualunternehmen überkompensiert 

die Schrumpfung der durchschnittlichen Beschäftigten­

zahl der Privatunternehmen.69

Wie lässt sich diese Entwicklung interpretieren? Sie 

ist wohl vor allem Ausdruck dafür, dass immer mehr In­

dividualunternehmen stark gewachsen sind und somit in 

die Klasse der Privatunternehmen eingestuft werden, wo 

sie wiederum die durchschnittliche Betriebsgröße senken. 

Insgesamt gesehen handelt es sich also um einen Wachs­

tumsprozess.

Trotz fehlender Unternehmensgrößenstatistiken für die 

Unternehmen im Privatbesitz kann bei den meisten Be­

trieben davon ausgegangen werden, dass es sich, da erst 

vor kurzem gegründet, um kleinere bis mittelgroße Firmen 

mit weniger als 500 Beschäftigten handelt. Sind sie aber 

auch selbständige, eigentümergeführte Unternehmen, wie 

es die qualitativen Abgrenzungskriterien für KMU verlan­

gen? Ein Blick auf die Rechtsform lässt dies vermuten. So 

lag der Anteil der Einzelunternehmen im Jahre 2000 bei 

über 50% (Tabelle 6).

67Vgl. Chaichian, Mohammad, „The development of small busi- 

ness and petty Commodity production in the People’s Republic of 

China“, in: Asian Profile, Vol.22 (1994), Nr.4, S.269, 272; Boh­

net (1994), a.a.O., S.8; Chai (1997), a.a.O., S.177; Schmitt (1999), 

a.a.O., S.40-41.

68Kraus, Willy, Private Unternehmen in der Volksrepublik China, 

Hamburg 1989, S.13.

69Vgl. Schmitt (1999), a.a.O., S.177.
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Quelle: Schönleber, H., Die Entwicklung der chinesischen 

Privatwirtschaft 2001 (http://www.acfic.com.cn/dihtpage/d- 

prv.htm).

Tabelle 6: Rechtsform privater Unternehmen,

Stand 2000

Rechtsform Anteil in %

Einzelunternehmen 51,8

Partnerschaftsunternehmen 11,4

GmbH 36,8

Diese Unternehmensformen entsprechen in der Regel 

dem Prinzip des eigentümergeführten Unternehmens. Die 

GmbH macht da keine Ausnahme. Schließlich führen hier

i.d.R. alle Gesellschafter gemeinsam das Unternehmen 

und haben gemeinsam Eigentum am Betrieb. Sie neh­

men eine zentrale Rolle im Unternehmen ein. Aktien­

gesellschaften werden im Statistischen Jahrbuch geson­

dert aufgelistet und daher nicht zu den Unternehmen im 

Privatbesitz gerechnet. Trotzdem gehören sie unter ord­

nungstheoretischen Gesichtspunkten eindeutig zu dieser 

Kategorie. Dennoch sollen sie erst im folgenden Kapitel 

behandelt werden, denn im Vergleich zur Rechtsform der 

GmbH oder des Einzelunternehmens ist es sehr fraglich, 

ob hier die Einheit von Eigentum und Leitung vorliegt 

und somit die Kriterien für KMU erfüllt werden. In den 

meisten Privatunternehmen ist der Eigentümer zugleich 

Top-Manager. Einer Statistik zufolge überlassen lediglich 

13,2% die Unternehmensführung einem angestellten Ma­

nager und beteiligen sich nicht an den wesentlichen Ent­

scheidungen des laufenden Geschäfts.70

Somit dürfte der allergrößte Teil dieser Unternehmen 

den Kriterien eines klassischen KMUs genügen. Die Sta­

tistiken scheinen - im Gegensatz zu den staatlichen und 

kollektiven Unternehmen - die Anzahl der privaten Un­

ternehmen nicht zu über-, sondern eher zu untertreiben. 

Wie im vorherigen Kapitel bereits kurz angesprochen wur­

de, wird in den meisten Studien aus der Mitte der 90er 

Jahre davon ausgegangen, dass die tatsächliche Zahl der 

privaten Unternehmen diejenige der registrierten um ein 

Vielfaches übertrifft. Schüller geht beispielsweise davon 

aus, dass die tatsächliche Anzahl um das Dreifache hö­

her liegt. Hang spricht sogar von dem Fünffachen, wäh­

rend das staatliche Statistikamt lediglich von 30-60% aus­

geht.71 * * Niemand weiß letztendlich, wie hoch die tatsächli­

che Zahl ist. Jedoch sollte bei der Analyse der Statistiken 

ein Korrekturfaktor benutzt werden.

Fazit III: Bei der überwiegenden Zahl von Privatun­

ternehmen handelt es sich - unabhängig von ihrer Rechts­

form als Einzelunternehmen, Personengesellschaft oder 

GmbH - um mittelständische Unternehmen mit weniger 

als 500 Mitarbeitern, die von dem oder den Inhaber(n) 

persönlich geführt werden. Größere Unternehmen werden 

i.d.R. die Rechtsform einer AG wählen, die im folgenden 

Kapitel behandelt wird. Ca. 85-90% aller privaten Unter­

nehmen werden daher den Kriterien eines KMU entspre­

chen.

70Vgl. Schönleber (2000), ebenda.

71Vgl. Schüller, Margot, „Hintergrundinformationen zur Entwick­

lung der Privatunternehmen“, in: China aktuell, Vol.24 (1995), Nr.2,

S.114; Hang (1994), a.a.O., S.18.

3.4 Andere Unternehmensformen

Schließlich gibt es noch zwei Kategorien, die neben den 

Privatunternehmen getrennt aufgeführt werden, jedoch in 

der folgenden Analyse nicht mit berücksichtigt werden sol­

len: Die Aktiengesellschaften und die Joint Ventures.

Die meisten chinesischen Aktiengesellschaften lassen 

sich nicht zu den KMU rechnen. Dafür gibt es sowohl 

theoretische als auch praktische gewichtige Gründe.

- In den meisten Fällen wird es sich bei den AGs 

eher um größere Unternehmen handeln. Kleinere Un­

ternehmen hingegen werden eher die Rechtsform ei­

ner GmbH oder die eines Einzelunternehmens wäh­

len. Diese Tendenz lässt sich aus der Erfahrung aller 

Industrie- und Schwellenländer ableiten und ist wohl 

unstrittig. Gleichwohl wird es auch AGs geben, die die 

Schwelle von 500 Beschäftigten deutlich unterschrei­

ten.

- Die konstitutive Eigenschaft von AGs ist im Prin­

zip die Trennung von Eigentum und Leitung. Die 

Führung und Kontrolle des Unternehmens werden 

bei einer AG dem Vorstand bzw. dem Aufsichtsrat 

übertragen, die alle wichtigen Tagesentscheidungen 

treffen, während die Eigentümer nur einmal jährlich 

zur Hauptversammlung erscheinen - tatsächlich er­

scheinen jedoch nur Großanleger, während die meis­

ten Kleinanleger im Rahmen des Depotstimmrechtes 

durch ihre Banken vertreten werden, also überhaupt 

nicht an Unternehmensentscheidungen beteiligt sind. 

Die meisten AGs werden also - es sei denn sie sind 

im Familienbesitz oder aber der Unternehmer hat im 

Rahmen des going public sein Einzelunternehmen zu 

einer AG umgewandelt - die klassischen Management­

strukturen eines großen Unternehmens mit der Tren­

nung von Eigentum und Führung haben.

- Schließlich wurde im Kapitel über die Staatsunterneh­

men bereits erwähnt, dass einige staatliche Unterneh­

men zwar rechtlich in AGs umgewandelt wurden, de 

facto aber noch Staatsunternehmen sind, da ein be­

deutender Teil der Aktien immer noch vom Staat ge­

halten wird.

Der größte Teil der in der Statistik erwähnten AGs 

wird also nicht dem Kriterium eines KMU gerecht werden.

Bei den Joint Ventures handelt es sich um Gemein­

schaftsunternehmen von ausländischen und chinesischen 

Firmen. Es stellt sich wieder die Frage, inwieweit diese 

Gemeinschaftsunternehmen als KMU bezeichnet werden 

können. Joint Ventures werden von den beteiligten Part­

nern gemeinsam geführt. Das bedeutet streng genommen, 

dass Joint Ventures, als Unternehmenseinheit betrachtet, 

nicht selbständige Betriebe sind. Diese Sichtweise wäre 

jedoch zu eng gefasst. Ein Joint Venture mit 100 Mit­

arbeitern, das von zwei KMU gemeinsam geleitet wird, 

kann durchaus als KMU bezeichnet werden. Daher kön­

nen Joint Ventures als KMU gelten, wenn sie:

a) weniger als 500 Beschäftigte haben,

b) von Unternehmen geleitet werden, die den Kriteri­

en eines KMU entsprechen. Das bedeutet: Auf der 

ausländischen Seite müsste ein inhabergeführtes mit­

telständiges Unternehmen beteiligt sein, während 

http://www.acfic.com.cn/dihtpage/d-prv.htm
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der chinesische Partner ein Privatunternehmen sein 

müsste. Eine Partnerschaft mit einem TVE oder ei­

nem staatlichen Unternehmen würde nicht in diese 

Kategorie fallen.

Die Frage bleibt nun, ob die Joint Ventures in Chi­

na diesen Voraussetzungen entsprechen. Zunächst soll die 

ausländische Seite betrachtet werden: Aus vielen empiri­

schen Studien über deutsche, europäische und amerika­

nische Unternehmen ist ersichtlich geworden, dass mit­

telständische Unternehmen nicht nur zurückhaltender in­

ternationalisieren als große Unternehmen. Sie bevorzugen 

auch andere Internationalisierungsformen. Insbesondere 

bei den kapitalintensiven Formen der Internationalisie­

rung, der Gründung eigener Tochterunternehmen, der Ak­

quisition ausländischer Unternehmen sowie bei den Joint 

Ventures, haben sie aufgrund ihrer schlechten Ressourcen­

ausstattung wesentliche Nachteile gegenüber Großunter­

nehmen. Daher werden nur 10% aller Direktinvestitionen 

von KMU getätigt.72 Wenn zudem noch die geographi­

sche Streuung der Direktinvestitionen in Betracht gezogen 

wird, so zeigt sich, dass die meisten KMU vorzugsweise 

im nahen Ausland investieren. Der Begriff „nah“ bezieht 

sich dabei sowohl auf die geographische als auch auf die 

kulturelle Entfernung. Für europäische KMU bedeutet In­

ternationalisierung daher vor allem Europäisierung. Dies 

wird am Beispiel von Direktinvestitionen deutscher KMU 

deutlich, die 1996 mit rd. 65% in Europa konzentriert wa­

ren (Tabelle 7).

Quelle: Borrmann A., Kleine und mittlere Unternehmen in 

Asien, Baden-Baden 1996, S.35.

Tabelle 7: Geographische Verteilung von Direkt­

investitionen deutscher KMU, Stand 1996

Investitionen in Anteil in %

Europa 65

USA 22

Japan 9

restliches Asien 2

Hinzu kommt, dass die mittelständischen Unterneh­

mer ein starkes Bedürfnis nach Selbständigkeit und Kon­

trolle haben. Darin unterscheiden sie sich fundamental 

von angestellten Managern, die sich vor allem an der Ge­

winnmaximierung orientieren. Storey schreibt hierzu: „... 

the small firm owner pursues a variety of different objec- 

tives in managing his business activities. These will in- 

clude ensuring a satisfactory flow of income from business 

activities, the maintainance of ownership and control ,..“73 

Aus ihrer Sicht ist daher eine Internationalisierung mit 

Hilfe von Joint Ventures eine denkbar ungeeignete Form: 

Sie ist sehr kapitalintensiv, im Falle von Joint Ventures in 

Entwicklungsländern ist sie fast genauso kapitalaufwendig 

wie eine Akquisition, denn die gemeinsame Leitung be­

deutet nicht automatisch, dass die beiden Partner gleich­

viel Kapital einbringen müssen. Zumeist stellt die auslän­

72Vgl. Fieten (1997), a.a.O., S.13; OECD: Entrepreneurship and 

SMEs in transition economies, Paris 1997, S.117-132.

7oVgl. Storey, David, „Firm performance and size. Explanati­

on from small firm sectors“, in: Small Business Economics, Vol.l 

(1989), Nr.3, S.178f.

dische Seite Kapital und technisches Know-how zur Ver­

fügung, während z.B. die chinesische Seite vor allem ihre 

Marktkenntnisse und die guten Beziehungen zu den Be­

hörden einbringt. Andererseits ist die Kontrolle durch das 

ausländische Unternehmen eingeschränkt, da alle unter­

nehmerischen Entscheidungen gemeinsam getroffen wer­

den müssen. Koller berichtet daher über das Internationa­

lisierungsverhalten von KMU Folgendes: „Joint Ventures 

werden nach den Befragungsergebnissen nur dann einge­

gangen, wenn keine andere Möglichkeit offen steht. Diese 

Notwendigkeit ergibt sich v.a. durch entsprechende Anfor­

derungen der jeweiligen Landesgesetzgebung ... Mehrfach 

wurde geäußert, dass bei Joint Ventures - wenn irgend 

möglich - eine Mehrheitsbeteiligung angestrebt wird.“74 75 

Es bleibt also anzunehmen, dass die Mehrzahl der in Joint 

Ventures engagierten ausländischen Firmen keine KMU 

sein werden.

Was die chinesische Seite betrifft, so waren die chine­

sischen Behörden im Rahmen der Reformierung und Pri­

vatisierung von Staatsunternehmen bemüht, Joint Ven­

tures von staatlichen mit ausländischen Unternehmen zu 

fördern. Für die ausländischen Unternehmen waren die 

chinesischen Staatsbetriebe attraktive Partner: Sie waren 

wesentlich größer als die gerade erst im Wachstum be­

findlichen Privatunternehmen, und sie hatten exzellente 

Beziehungen zum Staatsapparat sowie Zugang zu verbil­

ligten Krediten und Inputgütern. Zudem können kleine 

private Unternehmen zu wenig auf bestehende Erfolge der 

Vergangenheit verweisen, um sie als attraktive Partner in 

den Augen der kooperationsinteressierten ausländischen 

Unternehmen erscheinen zu lassen. Da sie außerdem auf 

dem internationalen Parkett immer noch wenig Erfahrung 

besitzen und daher kaum ausländische Geschäftspartner 

kennen, fällt insbesondere die Anbahnung von Partner­

schaften schwer. Empirische Befunde haben jedoch erge­

ben, dass Vertrauen der wesentliche Bestandteil einer Ko­

operation ist und dass Partnerschaften sich meistens mit 

Geschäftspartnern, die sich bereits lange kennen, einge­

gangen werden.* 70

Es kann also davon ausgegangen werden, dass weit 

über 90% der an Joint Ventures beteiligten Unternehmen 

nicht den Kriterien eines mittelständischen Betriebes ent­

sprechen. Aus diesen Gründen sollen Joint Ventures bei 

der folgenden empirischen Untersuchung ebenfalls nicht 

mit berücksichtigt werden.

Fazit IV: Aktiengesellschaften können aufgrund der 

eindeutigen Trennung von Eigentum und Leitung nicht 

zu den KMU gerechnet werden. Joint Ventures hingegen 

können prinzipiell als KMU bezeichnet werden, wenn die 

beteiligten Partner den Kriterien eines KMU entsprechen. 

Dies dürfte in den meisten Fällen weder auf ausländischer 

noch auf chinesischer Seite der Fall sein.

74Koller, Hans u.a., „Internationalisierungsstrategien mittlerer In­

dustrieunternehmen am Standort Deutschland“, in: Zeitschrift für 

Betriebswirtschaft, Vol.68 (1998), Nr.2, S.185.

75Vgl. Schönleber (2001), a.a.O.; Smyth (1997), a.a.O., S.512.
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4 Messung der „Mittelständigkeit“ 

der chinesischen Volkswirtschaft

Nachdem festgelegt worden ist, welche chinesischen Un­

ternehmen als KMU angesehen werden können, soll nun 

anhand der Statistiken festgestellt werden, wie stark die 

chinesische Volkswirtschaft mittelständisch geprägt ist. 

Die verschiedenen Statistiken geben hier ganz unter­

schiedliche Auskünfte. Die in der deutschen und anglo­

amerikanischen Literatur wohl am häufigsten verwen­

dete Quelle ist das Statistische Jahrbuch (Zhongguo 

tongji nianjian) des Staatlichen Statistikamtes. Daneben 

existiert noch die Branchendatenermittlung, die jedoch 

teilweise aufgrund unterschiedlicher Klassifizierungen zu 

ganz anderen Werten kommt. Schließlich gibt es noch 

nichtoffizielle Statistiken, so zum Beispiel vom DIHT. Ih­

re Ergebnisse weichen besonders stark von den offiziellen 

Werten ab. Im Folgenden sollen alle drei Quellen gleichzei­

tig berücksichtigt werden, und zwar aus folgenden Grün­

den:

1. Die drei Quellen weisen starke Abweichungen bei ein­

zelnen Werten auf, so dass es angebracht erscheint, 

sich nicht ausschließlich auf eine einzige Quelle zu 

stützen. Erst ein Gesamtabgleich verschiedener zur 

Verfügung stehender Daten kann ein einigermaßen 

glaubwürdiges Ergebnis her vor bringen.

2. Für die Berechnung der „Mittelständigkeit“ der chine­

sischen Volkswirtschaft sind nicht die absoluten, son­

dern vor allem die relativen Werte ausschlaggebend. 

Es stellt sich vor allem die Frage, wie hoch der Anteil 

der mittelständischen Unternehmen an der Gesamt­

zahl aller Unternehmen, an der Beschäftigung sowie 

an der Industrieproduktion ist. Im Folgenden kann 

gezeigt werden, dass die drei Quellen trotz sehr un­

terschiedlicher absoluter Werte teilweise zu sehr ähn­

lichen relativen Werten kommen.

Zunächst wird die Klassifizierung der Unternehmen 

nach Eigentums- und Rechtsformen im Jahre 1995 be­

trachtet. Hierbei ist mit 77,5% der hohe Anteil der Indi­

vidualunternehmen augenfällig (Tabelle 8).

Quelle: Staatliches Statistikamt, Statistisches Jahrbuch VR 

China 2000, S.407.

Tabelle 8: Industrieunternehmen in der VR China 

nach Eigentums- und Rechtsform 1995

Unternehmensform Zahl der Unter­

nehmen in 1.000

Anteil

in %

Staatsunternehmen 118 1,6

Kollektivunternehmen 1475 20,1

Individualunternehmen 5688,2 77,5

AGs, Joint Ventures 59,9 0,8

Die Branchendatenermittlung des staatlichen Statis­

tikamtes kommt zu ganz anderen Ergebnissen in den pro­

zentualen Anteilen, die auf verschiedene Eigentums- und 

Rechtsformen entfallen. So beträgt bei dieser Statistik der 

Anteil der privaten Unternehmen nur 16,9% (Tabelle 9).

Quelle: Staatliches Statistikamt der VR China, Tabellen aus 

der 1999 abgeschlossenen umfassenden Branchendatenermitt­

lung (http://www.china-taxi.de/Faktbank/).

Tabelle 9: Unternehmen in der VR China nach 

Eigentums- und Rechtsform 1995

Unternehmensform Zahl der Unter­

nehmen in 1.000

Anteil

in %

Staatsunternehmen 442 16,8

Kollektivunternehmen 1501 57,1

Privatunternehmen 443 16,9

AGs, Joint Ventures 183 6,9

Andere 15 0,6

Der Unterschied lässt sich sicher dadurch erklären, 

dass bei der Branchendatenermittlung nur die Privatun­

ternehmen mit mehr als 7 Beschäftigten einbezogen wur­

den und nicht die Individualbetriebe. Demnach ist diese 

Statistik für die weitere Betrachtung nicht von Interesse.

Die aktuelle Eigentumsstruktur der Unternehmen im 

Jahre 1999 zeigt gegenüber 1995 keine starke Verände­

rung der prozentualen Anteile, die auf Staats-, Kollektiv- 

und Privatunternehmen entfallen. Allerdings hat sich in 

dem kurzen Zeitraum von nur vier Jahren die Anzahl 

der staatlichen Unternehmen halbiert. Diese starke Redu­

zierung lässt sich einerseits durch die Privatisierung von 

staatlichen und Militärbetrieben seit Mitte der 90er Jah­

re erklären. Die Zahl der privaten Unternehmer hat sich 

im selben Zeitraum zwar absolut um über 400.000 erhöht, 

dies bedeutet prozentual gesehen aber eine Steigerung von 

lediglich 7,7%. Im gleichen Zeitraum hat sich die Anzahl 

der kollektiven Unternehmen aber um 12,5% erhöht (Ta­

bellen 9 und 10).

Quelle: Staatliches Statistikamt, Statistisches Jahrbuch VR 

China 2000, S.407.

Tabelle 10: Industrieunternehmen in der VR Chi­

na nach Eigentums- und Rechtsform 1999

Unternehmensform Zahl der Unter­

nehmen in 1.000

Anteil

in %

Staatsunternehmen 61,3 0,7

Kollektivunternehmen 1.659,2 20,9

Individualunternehmen 6126,8 77,3

AGs, Joint Ventures 76,5 1,0

Andere 91,8 1,2

Gesamt 7929,9 100

Wird davon ausgegangen, dass die Zahl der Privat­

unternehmen weitaus höher ist, als offiziell angegeben, 

könnte diese Annahme mit Hilfe eines Korrekturfaktors 

in der Statistik eingeführt werden. Wenn der Faktor mit 

beispielsweise zwei definiert wird, ist demnach die Zahl 

der privaten Unternehmen doppelt so hoch wie in der of­

fiziellen (Tabelle 11).

Damit wären 87,2% aller Unternehmen in Privatbesitz. 

Wenn weiterhin davon ausgegangen wird, dass 90-95% 

aller privaten Unternehmen dem Kriterium eines KMU 

entsprechen, so wären nach dieser Statistik 78-83% aller 

Unternehmen mittelständische Unternehmen. Als Letztes 

soll eine Statistik des DIHT zu den Anteilen der Unter­

nehmen nach Rechtsform vorgestellt werden (Tabelle 12).

http://www.china-taxi.de/Faktbank/
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Quelle: Eigene Berechnung gemäß den Daten von Tabelle 10.

Tabelle 11: Industrieunternehmen in der VR Chi­

na nach Rechtsform 1999, korrigierte Angaben

Unternehmensform Zahl der Unter­

nehmen in 1.000

Anteil

in %

Staatsunternehmen 61,3 0,4

Kollektivunternehmen 1.659,2 11,8

Individualunternehmen 12.253,6 87,2

AGs, Joint Ventures 76,5 0,5

Andere 91,8 0,6

Gesamt 14.056,7 100

Quelle: Schönleber, H., Die Entwicklung der chinesischen 

Privatwirtschaft 2001 (http://www.acfic.com.cn/dihtpage/d- 

prv.htm).

Tabelle 12: Unternehmen in der VR China nach 

Rechtsform gemäß DIHT 1998, 1999

Unternehmensform Zahl der Unter­

nehmen in Mio.

Anteil

in %

Staatsunternehmen 1,84 (1998) 4,7

Kollektivunternehmen 3,74 (1998) 9,7

Privatunternehmen 1,41 (1999) 3,6

Individualunternehmen 31,75 (1999) 82,0

Gesamt 38,74 100

Was diese Statistik betrifft, so ergeben sich viel höhere 

absolute Zahlen, sowohl bei den staatlichen als auch bei 

den privaten Unternehmen. Dies lässt sich wohl dadurch 

erklären, dass nicht nur Unternehmen im Industriesektor 

berücksichtigt wurden. Gerade im Dienstleistungssektor 

sind viele Privatunternehmen tätig. Aber auch staatliche 

Unternehmen sind in den Bereichen Banken, Versicherun­

gen und sonstigen Finanzdienstleistungen aktiv. Was al­

lerdings die prozentuale Verteilung angeht - und das in­

teressiert hier vor allem - so hat auch hier wieder die Pri­

vatwirtschaft einen Anteil von 85%. Wenn davon ausge­

gangen wird, dass 90-95% aller privaten Unternehmen den 

Kriterien eines KMU entsprechen, so könnten nach dieser 

Statistik ebenfalls 77-81% aller Unternehmen in China als 

KMU bezeichnet werden. Dieser Wert läge absolut gese­

hen schon recht hoch, aber immer noch deutlich unter den 

Werten der anderen Industrie- und Schwellenländer.

Quelle: Staatliches Statistikamt, Statistisches Jahrbuch VR 

China 2000, S.407.

Tabelle 13: Anteile der verschiedenen Unterneh­

mensformen an der Bruttoindustrieproduktion 

1999

Unternehmensform Anteil in %

Staatsunternehmen 26,1

Kollektivunternehmen 32,8

Privatunternehmen 16,9

Andere (Joint Ventures, AGs) 24,2

Wie eingangs jedoch bereits erläutert wurde, ist der 

prozentuale Anteil an der Gesamtzahl der Unternehmen 

nur beschränkt aussagekräftig, daher soll der Anteil der 

KMU an BIP und Beschäftigung analysiert werden. Im

Statistischen Jahrbuch wird ein Wert von 16,9% an der 

gesamten Industrieproduktion für das Jahr 1999 angege­

ben, der auf Privatunternehmen entfällt (Tabelle 13).

Zwei Drittel der Industrieproduktion stammten damit 

immer noch von den nichtprivaten Unternehmen. Hierbei 

muss allerdings berücksichtigt werden, dass es sich nicht 

um den Anteil am BIP, sondern an der Industrieproduk­

tion handelt. Da ein großer Teil aller privaten Unterneh­

men, insbesondere der kleinen Individualunternehmen im 

Dienstleistungsbereich tätig ist, wird der Indikator „An­

teil an der Bruttoindustrieproduktion“ wesentlich niedri­

ger sein, als ein Indikator „Anteil am BIP“.

Quelle: eigene Berechnung gemäß den Daten des Staatlichen 

Statistikamtes, Statistisches Jahrbuch VR China 2000, S.115.

Tabelle 14: Anteil der verschiedenen Unterneh­

mensformen an der Beschäftigung 1998

Unternehmensform Anteil in %

Staatsunternehmen 25,9

Kollektivunternehmen 43,7

Privatunternehmen 25,6

Kapitalgesellschaften 3,5

Ausländische Unternehmen 1,9

Ähnliche Werte ergeben sich, wenn die Ergebnisse der 

1999 abgeschlossenen umfassenden Branchendatenermitt­

lung des Staatlichen Statistikamtes herangezogen werden. 

Sie beziehen sich jedoch auf das Jahr 1995 und weisen 

einen Beschäftigungsanteil in den privaten Unternehmen 

von 13,1% auf (Tabelle 15). Es ist davon auszugehen, dass 

es seitdem noch weitere Verschiebungen zugunsten der 

Privatunternehmen gegeben haben wird.

Quelle: Staatliches Statistikamt der VR China, Tabellen aus 

der 1999 abgeschlossenen umfassenden Branchendatenermitt­

lung (http://www. china-taxi.de/Faktbank/).

Tabelle 15: Anteil der verschiedenen Unterneh­

mensformen an der Industrieproduktion nach der 

Branchendatenermittlung 1995

Unternehmensform Anteil in %

Staatsunternehmen 34,0

Kollektivunternehmen 36,6

Privatunternehmen 13,1

AGs 3,5

Andere 12,8

Quelle: Staatliches Statistikamt der VR China, Tabellen aus 

der 1999 abgeschlossenen umfassenden Branchendatenermitt­

lung (http: //www.china-taxi.de/Faktbank/).

Tabelle 16: Anteil der verschiedenen Industrieun­

ternehmen an der Gesamtbeschäftigung 1995 laut 

Branchendatenermittlung

U nter nehmensform Anteil in %

Staatsunternehmen 31,6

Kollektivunternehmen 39,8

Privatunternehmen 20,8

AGs 1,7

Andere 6,1

http://www.acfic.com.cn/dihtpage/d-prv.htm
taxi.de/Faktbank/
http://www.china-taxi.de/Faktbank/
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Bei der Betrachtung der Gesamtbeschäftigung ist der 

Anteil der Privatunternehmen allerdings mit 20,8% deut­

lich höher (Tabelle 16).

Aus der Branchendatenermittlung (Tabelle 15 und 16) 

ergibt sich - prozentual gesehen - also ein recht ähnliches 

Bild wie aus dem Statistischen Jahrbuch (Tabelle 13 und 

14). Wie oben bereits erwähnt, kann davon ausgegangen 

werden, dass der überwiegende Teil der privaten Unter­

nehmen zu den KMU gerechnet werden kann. Weiterhin 

in Betracht zu ziehen ist, dass die tatsächliche Anzahl aller 

privaten Unternehmen wohl eher das Doppelte sein wird, 

als in den offiziellen Statistiken angegeben ist. Wenn also 

ein Korrekturfaktor von 2 verwendet wird und weiterhin 

davon ausgegangen wird, dass Beschäftigung und Produk­

tion in allen inoffiziellen Unternehmen genauso hoch ist 

wie in allen offiziellen und dass bei den Privatunterneh­

men 90% aller Arbeitsplätze von Unternehmen angebo­

ten wird, die dem Kriterium eines KMU entsprechen, und 

weiterhin 80% der Industrieproduktion von Unternehmen 

erwirtschaftet wird, die per definitionem mittelständisch 

sind, so ergeben sich veränderte Anteile (Tabelle 17):76

Tabelle 17: Geschätzter Anteil der KMU an Be­

schäftigung und Bruttoindustrieproduktion der 

VR China 1999

Anteil an 

der Be­

schäftigung

in %

Anteil an 

der Indust­

rieproduk­

tion in %

private Unternehmen 

laut offizieller Statistik 25,6 16,9

private Unternehmen, 

tatsächlicher Anteil 40,8 28,9

davon KMU 36,7 23,1

Quelle: Eigene Berechnung gemäß den Daten von Tabelle 13 

und 14, unter Verwendung der Korrekturfaktoren (2, 0,9, 0,8).

Somit kann als Ergebnis der Analyse der Statistiken 

festgehalten werden:

1. 3/4 aller Unternehmen in der VR China sind KMU.

2. Die KMU beschäftigen rund 1/3 aller nichtlandwirt­

schaftlichen Arbeitskräfte.

3. Die KMU erwirtschaften rund 1/4 der gesamten In­

dustrieproduktion.

5 Internationaler Vergleich

Zum Schluss soll ein Vergleich mit den Daten für andere 

Länder erfolgen, um zu einer Aussage bezüglich der „Mit- 

telständigkeit“ der chinesischen Volkswirtschaft zu gelan­

gen. Zunächst ein Vergleich der Daten bezüglich des An­

teils der KMU an der Gesamtzahl aller Unternehmen. Be­

reits bei dem am wenigsten aussagekräftigen Indikator, 

bei dem es keinerlei signifikante Unterschiede zwischen 

Europa, Japan und den USA sowie zwischen Industrie- 

und Schwellenländern gibt, unterscheidet sich China deut­

lich (Tabelle 18).

76 Die Werte von 90% und 80% sind Erfahrungwerte, die sich aus 

der Literatur über KMU in Europa, den USA und Japan ergeben.

Tabelle 18: Anteil der KMU an der Gesamt­

zahl der Unternehmen ausgewählter Länder und 

Chinas

Land Anteil in %

Deutschland 99,7

Großbritannien 99,9

Italien 99,7

Japan 99,5

USA 99,7

Portugal 99,0

Griechenland 99,5

China 77-83

Anmerkung: Die Werte für die europäischen Länder beziehen 

sich auf die Jahre 1988-1992, die Zahlen für China auf das 

Jahr 1999. Da es in Europa - im Gegensatz zu China - in den 

90er Jahren keine signifikanten Veränderungen gegeben hat, 

ist die Vergleichbarkeit gewährleistet.

Quelle: OECD, Globalisation and small and medium enter- 

prises (SMEs), Vol. 1, Synthesis report, Paris 1997, S.17; 

die Werte für China ergeben sich aus den oben angestellten 

Berechnungen.

Bevor nun ein Vergleich mit den Anteilen der KMU 

an der Beschäftigung bzw. am BIP vorgenommen wird, 

muss noch aus den oben genannten Gründen der Indi­

kator „Anteil an der Bruttoindustrieproduktion“ in einen 

„Anteil am BIP“ transformiert werden. Dabei soll ein Kor­

rekturfaktor von 0,25 verwendet werden (Tabelle 19).77

Tabelle 19: Anteil der KMU an der Beschäftigung 

und am BIP ausgewählter Länder und Chinas

Land Anteil an der 

Beschäftigung 

in %

Anteil am

BIP in %

Deutschland 65,7 34,9

Großbritannien 67,2 30,3

Italien 49,0 40,5

Japan 73,8 57,0

USA 53,7 48,0

Portugal 79,0 66,0

Griechenland 73,8 27,1

China 36,7 28,9

Anmerkung: Die Werte für die europäischen Länder beziehen 

sich auf die Jahre 1988-1992, die Zahlen für China auf das 

Jahr 1999. Da es in Europa - im Gegensatz zu China - in den 

90er Jahren keine signifikanten Veränderungen gegeben hat, 

ist die Vergleichbarkeit gewährleistet.

Quelle: OECD, Globalisation and small and medium enter- 

prises (SMEs), Vol. 1, Synthesis report, Paris 1997, S.17; 

die Werte für China ergeben sich aus den oben angestellten 

Berechnungen bzw. aus Tabelle 17.

Auch hier zeigt sich, dass China insbesondere bei dem 

Indikator „Anteil an der Beschäftigung“ weit unterhalb 

der sonst üblichen Werte liegt. Beim Wert „Anteil am 

BIP“ liegt China an der unteren Grenze, kann allerdings 

77 Der Korrekturfaktor 1,25 stellt einen Schätzwert dar, der auf 

Erfahrungswerten in den USA und Europa basiert, demzufolge der 

Anteil der KMU am Bruttoinlandsprodukt höher ist als an der Brut­

toindustrieproduktion, da mittelständische Unternehmen stärker im 

Dienstleistungssektor vertreten sind.
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mit Deutschland und Großbritannien weitgehend gleich­

ziehen.

Zusammenfassend kann also festgestellt werden, dass 

China mit zwei Indikatoren der Mittelständigkeit der 

Volkswirtschaft deutlich unterhalb der Werte der Ver­

gleichsländer liegt.

6 Schlussfolgerung und Ausblick

Die chinesische Volkswirtschaft ist weitaus weniger mittel­

ständisch geprägt als die meisten Industrie- und Schwel­

lenländer. Dieses Phänomen ist jedoch nicht ein Mangel 

an kleinen und mittleren Betrieben, sondern eine Folge 

der Eigentumsstrukturen. Als mittelständische Unterneh­

men wurden in dieser Studie bewusst entsprechend der 

international üblichen Definition inhabergeführte kleine 

und mittlere Betriebe gewählt, in denen der Unterneh­

mer eine zentrale Stellung einnimmt. Die Bedeutung die­

ser „zentralen Stellung“ darf nicht unterschätzt werden 

und wurde ausführlich dargelegt. Erst durch sie unter­

scheiden sich mittelständische Unternehmen deutlich von 

der Managementstruktur von Großbetrieben. Erst durch 

sie verfügen mittelständische Unternehmen über spezi­

fische Wettbewerbsvorteile gegenüber Großunternehmen 

bzw. gegenüber von Großunternehmen aus gegründeten 

kleinen und mittleren Betriebseinheiten. Ein abhängiger 

kleiner Betrieb wird daher nicht in der Lage sein, ähnli­

che Innovationsvorteile aufzubauen wie eine entsprechen­

der kleiner, aber unabhängiger Betrieb. Ein angestellter 

Manager eines kleinen Betriebes wird sich stets anders 

verhalten als der Eigentümer eines Betriebes.

Es ist deswegen m.E. kaum statthaft, diese einem mit­

telständischen Unternehmen immanente Eigenschaft zu 

vernachlässigen. In einer Studie über Chinas mittelständi­

sche Wirtschaft von 1994 wurde dies getan. Darin heißt es: 

„In der Bundesrepublik Deutschland werden darunter [un­

ter dem Begriff Mittelstand, Anmerkung des Verfassers] 

gewöhnlich kleine und mittlere Unternehmen der gewerb­

lichen Wirtschaft subsumiert, deren wesentliches Merkmal 

in der Leitung durch einen selbständigen Inhaber besteht, 

der zugleich das unternehmerische Risiko trägt ... Die An­

wendung dieser Interpretation auf die chinesische mittel­

ständische Wirtschaft erscheint deshalb als nicht zweck­

mäßig, weil es in der VR China heute nur wenige kleine 

und mittlere Unternehmen gibt, die von einem selbständi­

gen Inhaber geleitet werden, der mitarbeitet und zugleich 

das unternehmerische Risiko trägt.“78

Es kann nicht angehen, dass eine Eigenschaft, die - 

trotz der uneinheitlichen Definition des Begriffs Mittel­

stand - in der gesamten in- und ausländischen betriebs­

wirtschaftlichen Literatur79 als zentrales Element eines 

mittelständischen Unternehmens genannt wird, in der De­

finition deshalb ausgelassen wird, weil das gewünschte Er­

gebnis nicht mit den Prämissen übereinstimmen würde.

Zum Schluss muss jedoch erwähnt werden, dass das Er­

gebnis der vorliegender Studie eine Zeitpunktbetrachtung 

darstellt. Obwohl Chinas Wirtschaft weit weniger mittel­

ständisch geprägt ist als alle anderen Marktwirtschaften, 

so ist die Volksrepublik in den letzten zehn Jahren den­

noch ein gutes Stück vor angekommen. Der private Sektor 

ist schließlich der dynamischste Sektor in den 90er Jah­

ren. Während es in den 80er Jahren vor allem die TVEs 

waren, die zwischen 1980 und 1995 ein überdurchschnitt­

liches Wachstum von jährlich 22% aufweisen konnten und 

dadurch ihren Anteil an Beschäftigung und Industriepro­

duktion ausweiten und denjenigen der Staatsunternehmen 

zurückdrängen konnten, sind seit Anfang der 90er Jah­

ren die Privatunternehmen zum führenden Sektor gewor­

den.80 Dies zeigt noch einmal das Ergebnis der 1999 ab­

geschlossenen Branchendatenermittlung (Tabelle 20).

Quelle: Staatliches Statistikamt der VR China, Tabellen aus 

der 1999 abgeschlossenen umfassenden Branchendatenermitt­

lung (http://www. china-taxi.de/Faktbank/).

Tabelle 20: Anteil der Unternehmensformen der 

VR China an Beschäftigung und Industriepro­

duktion 1985 und 1995

Unternehmens­

form

Anteil an der 

Beschäftigung 

in %

Anteil an der 

Industriepro­

duktion in %

1985 1995 1985 1995

Staatsunter­

nehmen 41,4 31,6 64,9 34,0

Kollektiv­

unternehmen 49,5 39,8 32,1 36,6

Privatunter­

nehmen 8,9 17,5 1,8 10,5

Während insbesondere die Bedeutung des staatlichen 

Sektors für Beschäftigung und Produktion stark zurückge­

gangen ist, konnte der private Sektor seinen Anteil an der 

Beschäftigung um fast 200% und an der Industrieproduk­

tion um fast 600% ausweiten. Ein Vergleich der Anteile 

über einen 20-jährigen Reformzeitraum, der vom Statis­

tischen Jahrbuch erfasst wird, zeigt die gleiche Tendenz 

(Tabelle 21).

Quelle: Staatliches Statistikamt, Statistisches Jahrbuch VR 

China 2000, S.407.

Tabelle 21: Anteil der verschiedenen Unterneh­

mensformen der VR China an der Bruttoindust­

rieproduktion 1978-1998 in %

Unternehmensform 1978 1990 1999

Staatsunternehmen 78 55 28

Kollektivunternehmen 22 35 35

Privatunternehmen 0 5 18

Demnach konnten die privaten Unternehmen ihren 

Anteil an der Bruttoindustrieproduktion zwischen 1990 

und 1998 um über 300% steigern, während die Kollek­

tivunternehmen ihren Anteil lediglich halten konnten. 

Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Kollektivunterneh­

men oder die Staatsunternehmen stagniert hätten, im Ge­

genteil: Ihre Produktion hat sich in zwanzig Jahren ver­

vielfacht. Aber die Produktion der Privatunternehmen ist 

noch viel stärker gewachsen als die der nichtprivaten Un­

ternehmen (Tabelle 22).

78Bohnet (1994), a.a.O., S.3.

79Vgl. hierzu die Fußnote 15. 80Vgl. Jefferson (2000), a.a.O., S.5-6.

taxi.de/Faktbank/
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Quelle: Eigene Berechnung gemäß den Angaben des Staatli­

chen Statistikamtes, Statistisches Jahrbuch VR China 2000, 

S.407.

Tabelle 22: Wachstum des industriellen Outputs 

der verschiedenen Unternehmensformen 1978- 

1999

Jahr Staatsunter­

nehmen

Kollektiv­

unterneh­

men

Privatun­

ternehmen

1978-80 19% 28%

1980-85 61% 157% 18.000%

1985-90 107% 173% 617%

1990-95 139% 294% 816%

1995-99 14% 33% 94%

Auch nach den Angaben des DIHT gehören die pri­

vaten Unternehmen zu der am stärksten wachsenden Ka­

tegorie innerhalb der verschiedenen Unternehmensformen 

(Tabelle 23).

Tabelle 23: Anzahl der verschiedenen Unterneh­

mensformen der VR China in Mio. laut DIHT 

1993-1999

Jahr Staatsunter­

nehmen

Kollektiv­

unterneh­

men

Privat un­

ternehmen

1994 2,17 5,46 17,9t1’

1995 2,22 5,34 25,93

1997 2,08 4,47 29,47

1998 1,84 3,74 33,162)

1994-

1998 -15,2% -31,5% +85,1%3’

für 1993

2) für 1999

3’ für 1993-1999

Quelle: Schönleber, H., Die Entwicklung der chinesischen 

Privatwirtschaft 2001 (http://www.acfic.com.cn/dihtpage/d- 

prv.htm).

Gleichzeitig konnten die privaten Unternehmen seit 

1981 überproportional mehr Arbeitsplätze als andere Un­

ternehmensformen bereitstellen. Insgesamt stieg die Be­

schäftigung von 2,27 Mio. im Jahre 1981 auf 81,26 Mio. 

im Jahre 1999 um ein Vielfaches an (Tabelle 24).

Die Tabelle 24 verdeutlich besonders gut die Entwick­

lung der privaten Unternehmen in China: Nach der offizi­

ellen Zulassung der ersten Individualunternehmen kam es 

zunächst zu einem rapiden Anstieg dieser Unternehmen. 

Nach der gesetzlichen Verankerung der privaten Unter­

nehmen in der Verfassung und nachdem die Ängste be­

züglich einer Rücknahme der Reformen nach dem Mas­

saker auf dem Platz des Himmlischen Friedens verflogen 

waren, kam es zu einer erneuten starken Ausweitung der 

privaten Unternehmenstätigkeit nach 1991, die bis heu­

te anhält. Die Zahlen des DIHT stimmen dabei ziemlich 

genau mit denen des Statistischen Jahrbuchs überein.

Quelle: Schönleber, H., Die Entwicklung der chinesischen 

Privatwirtschaft 2001 (http://www.acfic.com.cn/dihtpage/d- 

prv.htm).

Tabelle 24: Beschäftigte in privaten Unterneh­

men in der VR China 1981-99 in Millionen

Jahr in Millionen

1981 2,27

1983 7,46

1985 17,66

1987 21,58

1989 21,05

1991 24,42

1993 33,12

1995 55,70

1997 67,91

1999 81,26

Die KMU haben im letzten Jahrzehnt viele neue Be­

schäftigungschancen für entlassene Arbeiter aus Staatsun­

ternehmen bzw. für aus der Landwirtschaft abgewander­

te Arbeitskräfte geschaffen und damit einen entscheiden­

den Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung, zur sozialen 

Stabilität sowie zur Umstrukturierung der chinesischen 

Wirtschaft geleistet. Die chinesischen KMU haben damit 

genau dieselbe Funktion, die KMU in Europa, Japan, den 

USA und anderen Ländern erfüllen, denn auch dort gibt es 

seit ungefähr zwei Jahrzehnten die Tendenz, dass immer 

mehr große Unternehmen Arbeitsplätze abbauen bzw. nur 

noch unterproportional neue Arbeitsplätze schaffen, wäh­

rend KMU überproportional neue Arbeitsplätze schaffen. 

Somit kann als Fazit festgehalten werden, dass Chinas 

Wirtschaft zwar deutlich weniger mittelständisch geprägt 

ist als andere Volkswirtschaften, dass aber andererseits 

bereits ein solide mittelständische Basis existiert, die sich 

jedes Jahr verbreitert. Mit jedem Schritt, den China auf 

dem Reformweg weitergeht, wird der Mittelstand weiter 

gestärkt werden.

* Der Autor ist promovierter Wirtschaftswissenschaftler; 

in seiner Dissertation befasste er sich mit der politischen 

Ökonomie Ostasiens. Er hat in Taiwan Chinesisch studiert 

und arbeitet derzeit bei der Bundesstelle für Außenhan­

delsinformation (bfai) in Köln als Referent für Südostasi- 

en.
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